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„Die Gegenwart gebietet peremtoriſch: daß wir mit einander uns ver= 
tragen. Das kann aber ſchlechterdings auf dem alten Wege, auf dem Ihr 
ſeither die Dinge getrieben, nicht mit Erfolg geſchehen; Ihr müßt alſo dieſen 
Wegen eine andere Richtung geben, ſoll das ergangene Gebot vollzogen 
werden.“ 


J. v. Görres: „Kirche und Staat nach Ablauf 
der Cölner Irrung.“ S. 218. 


Mainz, Druck von Joh. Falk III. 


« 


Im Zeitalter der Glaubensſpaltung haben ſich die Prote- 
ſtanten, im Widerſpruch mit dem damals geltenden Reichsrechte, 
der Giltigkeit der Majoritätsbeſchlüſſe auf den Reichstagen in 
allen Religionsſachen beharrlich widerſetzt. 

Nach einem langen und blutigen Kampfe wurde endlich 
zwiſchen den beiden Religionstheilen, den Katholiken und Pro⸗ 
teſtanten, Friede geſchloſſen. Die Grundlage deſſelben war, daß 
bis zu jenem Zeitpunkte, „wo man ſich wieder durch Gottes 
Gnade in der Religion vereinigt haben werde!)“, die Giltig- 
keit der Mehrheitsbeſchlüſſe auf den Reichstagen 
in allen Religionsſachen ausgeſchloſſen ſein ſollte. 
Von da an durften Religionsſachen auf denſelben nur mehr von 
den Angehörigen der betreffenden Confeſſion ſelbſt verhandelt, 
oder in Colliſionsfällen nur durch gegenſeitige Verſtändigung 
und Compromiß beider Theile erledigt werden. 

Dieſer Friedensvertrag iſt ſeitdem öffentliches Recht in Deutſch⸗ 
land und muß es nach obigen Worten bleiben, bis die Einheit in 
der Religion wieder hergeſtellt iſt. Trotzdem wird derſelbe in der 
Gegenwart hauptſächlich von den Nachkommen derſelben Proteſtan⸗ 
ten gebrochen, welche ihn zur Reformationszeit erzwungen haben. 
Nachdem ſie das Recht der Majorität in Religionsſachen auf den 
Reichstagen, als es ihnen nachtheilig war, zertrümmert haben, wollen 
ſie es, abermals in vollem Widerſpruche mit dem beſtehenden Rechte, 
jetzt, wo die Majorität, nach Abtrennung vieler katholiſchen Länder, 
in ihren Händen liegt, zum Nachtheil der Katholiken wieder einführen. 


1) „Donec per Dei gratiam de religione ipsa convenerit“ Arft. 5. 
8. 1. Weſtphäl. Friedensſchluß. 
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Damals, als dieſe die Majorität bildeten, ſagte man ihnen, ihr 
habet nicht das Recht, „in Sachen, die Gottes Ehre und der 
Seelen Wohlfahrt betreffen“, im Reiche durch Mehrheit der 
Stimmen gegen uns zu entſcheiden !); jetzt, wo fie die Minderzahl 
bilden, nimmt man daſſelbe Recht gegen ſie in Anſpruch und 
nennt ihren Widerſpruch Reichsfeindlichkeit. 

Darin liegt der eigentliche Grund der gegenwär— 
tigen religiöfen Kämpfe in Deutſchlan d. Der Ver⸗ 
trag, den im Weſtphäliſchen Frieden Katholiken und Proteſtanten 
geſchloſſen haben, iſt gebrochen. Daher dieſer Kampf, der, wie 
jeder religiöfe Kampf, mit jedem Tage zum Verderben des 
Vaterlandes deſto tiefer geht, je länger er dauert. 


Auch jetzt gibt es keine andere Grundlage für den Frieden, 
als die Rückkehr zu jenem Princip des Weſtphäliſchen Friedens 
und treues Feſthalten an demſelben. Außer dieſem Friedens- 
fundamente wäre, ſo lange die Religionstrennung fortbeſteht, nur 
noch der andere Weg möglich, nämlich die gewaltſame Vertilgung 
des einen Theiles, alſo jetzt die gewaltſame Vertilgung des 
Katholicismus. Wir muthen aber kaum unſern verblendetſten 
Gegnern die verbrecheriſche Geſinnung eines ſolchen Beſtrebens 
zu. Dann bleibt aber nur offene und ehrliche Rückkehr zu dem 
Grundſatze übrig, daß in Deutſchland Stimmenmehr— 
heit des einen Theiles über die Religionsange⸗— 
legenheiten des anderen nicht zu entſcheiden hat. 

Die Richtigkeit dieſer Gedanken ſoll dieſe Schrift an der 
Hand der Geſchichte näher entwickeln. 


I. Auf dem Reichstage zu Speier 1529 wurde zum erſten 
Male die Giltigkeit der Mehrheitsbeſchlüſſe in Religionsſachen 
von den Anhängern der Reformation beſtritten. Der Vorgang 
iſt bekannt, verdient aber jetzt, wo die Bedeutung deſſelben zum 


1) Erklärung der proteſtirenden Reichsſtände auf dem Reichstage in 
Speier 1529. Vergl. „Neuere Geſchichte der Deutſchen“ von Karl Adolf 
Menzel. B. 1. S. 317. 1 
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Nachtheil der Katholiken jo gänzlich in Vergeſſenheit gerathen 
iſt, in Erinnerung gebracht zu werden. 

Der Reichsabſchied vom 27. Auguſt 1526, welcher dahin 
lautete, daß, um Frieden und Einigkeit in deutſcher Nation 
zwiſchen allen Ständen herzuſtellen, ein Generalconcil oder we⸗ 
nigſtens eine Nationalconcil in einem oder anderthalbem 
Jahre abgehalten werden ſolle, „daß aber die Stände in Sachen, 
die das Wormſer Edict angehen möchten, mit ihren Unterthanen 
für ſich alſo zu leben, zu regieren und zu halten hätten, wie 
ein Jeder ſolches vor Gott und vor der kaiſerlichen Majeſtät zu 
verantworten hoffe und vertraue“ 1), hatte namentlich der letzteren 


Beſtimmung wegen, welche jeder Reichsſtand nach Belieben aus⸗ 


legte, die Verwirrung nur vermehrt. Die Reichstags⸗Propoſitionen, 


welche dem Reichstage zu Speier im Jahre 1529 vorgelegt 


Re 


wurden, ſollten dieſem Zuſtande ein Ende machen. Dieſe Pros 
poſitionen wurden einem Ausſchuß zur Gutachtung vorgelegt, 
welcher ſein Urtheil durch Stimmenmehrheit dahin abgab, daß 
der Kaiſer nochmals erſucht werden ſolle, innerhalb Jahresfriſt 
entweder die Abhaltung eines allgemeinen Concils oder einer 
Nationalſynode zu veranlaſſen, und dabei ſelbſt gegenwärtig zu 
ſein. „Bis dahin ſollten diejenigen Stände, die bisher das Wormſer 


Edict befolgt hätten, auch ferner dabei verharren und ihre Unter⸗ 


thanen dazu anhalten. Die andern Stände aber, in deren 
Landen die neue Lehre eingeführt worden und V Aufruhr, 
Beſchwerde und Gefahr nicht abgeſchafft werden möchte, ſollten 
bis zum künftigen Concil alle weiteren Neuerungen, ſoviel nur 
immer möglich, verhüten. Beſonders aber ſollte die Lehre, die 


dem Sakramente des Altars entgegen wäre, nicht angenommen, 


nicht öffentlich gepredigt, die Meſſe nicht abgeſchafft und an 
ſolchen Orten, wo die neue Lehre Ueberhand genommen, Nie⸗ 
manden Meſſe zu halten oder zu hören verboten werden. Gegen 
die Wiedertäufer ſollte ein neues kaiſerliches Mandat publicirt 
und demjenigen nachgelebt werden, was auf den zwei letzten 


„ 


1) Menzel, a. a. O. S. 296. 
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Reichstagen zu Nürnberg wegen der Prediger, Buchdrucker, Buch— 
führer und Schmähſchriften verordnet worden.“ 


Obgleich aber nach dieſen, durch Stimmenmehrheit beſchlof⸗ 
ſenen Gutachten das neue Religions- und Kirchenweſen bis zu 
der vom Concil zu gebenden Entſcheidung ungeſtört verbleiben 
und nur bis dahin „alle weitere Neuerungen, ſo viel nur immer 
möglich,“ verhindert werden ſollten, erhoben dennoch die der 
Neuerung zugethanen Stände gegen daſſelbe Einſpruch und ga⸗ 
ben eine Beſchwerdeſchrift zu den Acten, worin ſie gegen die 
Zuläſſigkeit der Stimmenmehrheit in Religionsſachen fi) ver- 
wahrten. Dieſelbe lautet: „In einer Sache, die Gottes Ehre 
und ihrer Seelen Wohlfahrt betreffe, könne die Mehrheit der 
Stimmen nicht ſtattfinden, und daher auch von dem in Vorſchlag 
gebrachten und von den Reichsſtänden genehmigten Concil ihre 
Lehre nicht verdammt, noch ihnen davon abzuſtehen geboten wer⸗ 
den. Sie bäten daher die kaiſerlichen Commiſſarien und die 
Reichsverſammlung, es bei dem letzten ſpeieriſchen Reichsabſchiede 
von 1526 bewenden zu laſſen, oder denſelben, wenn er gemiß⸗ 
braucht worden, durch eine Erläuterung zu erklären.“ 8 


Dieſe Erklärung iſt für die ſtaatsrechtliche Stellung der 
ſtreitenden Confeſſionen im deutſchen Reiche von der größten 
Bedeutung geworden und hat nach vielen und ſchweren Kämpfen, 
wie wir bald ſehen werden, endlich den Sieg davon getragen. 


Damals aber wurde ſie noch, als dem geltenden Reichsrechte 
widerſprechend, zurückgewieſen. Als dann aber die Reichsſtände das 
Gutachten ihres Ausſchuſſes gleichfalls durch Stimmenmehrheit, 
trotz jenes Einſpruches der Minderzahl, annahmen, und hierauf 
zur Berathung der übrigen Reichstagspropoſitionen übergingen, 
legten die der Neuerung zugethanen Stände am 19. April 1529 
dagegen die berühmte Proteſtation ein, von der ſie in der Folge 
den Unterſcheidungsnamen Proteſtanten erhalten haben. Als ſie 
aber auch dadurch die unveränderte Aufnahme jenes Mehrheits⸗ 
beſchluſſes in den Reichsabſchied nicht verhindern konnten, ließen 
fie am 25. April ein förmliches Appellationsinſtrument aufſetzen, 


Bee 


wodurch ſie „von allen bisherigen und künftigen Beſchwerden an 
den Kaiſer und an das künftige freie Concil, dazu auch an ei— 
nen jeden verſtändigen und unparteiiſchen chriſtlichen Richter 
appellirten.“ b 

Die Fürſten, in deren Namen das Appellationsinſtrument 
ausgefertigt wurde, nämlich der Kurfürſt von Sachſen, der 
Landgraf von Heſſen, der Markgraf Georg von der fränkiſch— 
brandenburgiſchen Linie, der Herzog Ernſt von Lüneburg, der 
Fürſt Wolfgang von Anhalt, nebſt vierzehn Reichsſtädten faßten 
zugleich ſchon in Speier den Entſchluß, dem Kaiſer, deſſen Rück⸗ 
kunft aus dem fernen Spanien verkündigt ward, eine beſondere 
Geſandtſchaft entgegen zu ſchicken, um den üblen Eindruck, den ſie 
von ihrer Proteſtation gegen den Mehrheitsbeſchluß des Reichs— 
tages beſorgten, durch eine angemeſſene Darſtellung zu mildern. 
Die Geſandtſchaft traf das kaiſerliche Hoflager zu Piacenza und 
erhielt mit vieler Mühe am 22. September perſönliches Gehör, 
bei dem ſie die Gründe der Proteſtation ziemlich ausführlich aus⸗ 
einander ſetzte. Der Kaiſer gab ihnen keine mündliche Ant⸗ 
wort; in dem ſchriftlichen Beſcheide aber, den ſie ſpäter erhielten, 
ſagte er: „der Kaiſer habe die Proteſtation, die einige Stände 
gegen den Reichsabſchied erhoben, mit Mißfallen vernommen. 
Seine Majeſtät zweifele nicht, daß die anderen Stände ihrem 
Gewiſſen und dem Heile ihrer Seelen eben ſo ungern als der 
Kurfürſt von Sachſen entgegenhandeln wollten; daß ſie auch, 
um der Ehre Gottes und eines einigen chriſtlichen Verſtandes 
willen, ſowohl als jene um ein Concil bitten, welches Concil je⸗ 
doch vielleicht nicht von Nöthen ſcheinen möchte, ſo fern allweg 
dem, was einmal durch alle Stände einhellig beſchloſſen wäre, 
nachgelebt worden wäre. Da es nun von Alters Herkom— 
men ſei, was in gemeiner Reichsverſammlung von den Mehrern 
beſchloſſen werde, daß dem der wenigere Theil nicht widerſtreben, 
ſondern gehorſamlich geleben ſolle, ſo befehle er ihnen, von der 
Proteſtation abzuſtehen, und den durch die Mehrheit gefaßten 
Beſchluß anzunehmen und genau zu befolgen, mit der Warnung, 
wo ſie darüber ferner ungehorſam erſcheinen würden, möchte er 
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nicht umgehen, zur Erhaltung ſchuldigen Gehorſams im heiligen 
Reiche gegen fie ernſtliche Strafe vorzunehmen !).“ 

Da ſehen wir den Beginn des Kampfes zwiſchen dem alten 
Reichsrechte, welches der Kaiſer vertrat, und einer damals noch 
kleinen Minderzahl unter den Reichsſtänden, welche ſich bezüglich 
ihrer Religionsſachen den Entſcheidungen der Mehrheit der 
Reichsſtände nicht unterwerfen wollte. So innig hängt der 
Proteſtantismus mit dem Grundſatze zuſammen, daß Stimmen- 
mehrheit in Sachen, „die Gottes Ehre und ihrer Seelen Wohl— 
fahrt betreffe,“ nicht entſcheiden dürfe. Ihm verdankt er ſeinen 
Namen und ſeinen Urſprung. Freilich waren dieſelben pro— 
teſtirenden Stände weit entfernt, die Geltung dieſes Grundſatzes 
auch für ihre eigenen Unterthanen anzuerkennen. Während ſie 
der Reichsgewalt das Recht beſtritten, in Religions-Angelegen⸗ 
heiten gegen ihren Willen durch Mehrheit Beſchlüſſe zu faſſen, 
forderten dieſelben Fürſten von ihren Unterthanen in allen Sachen, 
„die Gottes Ehre und ihrer Seele Wohlfahrt betrafen,“ den un— 
bedingten Gehorſam. Was Recht für die proteſtirenden Reichs— 
ſtände war, ſollte für ihre Unterthanen nicht Recht ſein. Auf 
dieſe unerhörte Incouſequenz, wo die Reichsſtände unter Be— 


rufung auf ihr Gewiſſen alles das der Reichsgewalt ver⸗ 


weigerten, was ſie gegen die eigenen Unterthanen für ſich for— 
derten, als ob es zwei Gewiſſen gäbe, ein Reichsſtändiſches und 
ein N gerliche wird man ſich aber jetzt wohl nicht mehr 
berufen, um ſie gegen die Katholiken auszubeuten. 


II. Zwanzig Jahre ſpäter hatte ſich die Lage im Reiche ſchon 
ſo verändert, daß dieſes von den Proteſtanten vertretene Princip 
ſeine erſte, wenn auch noch beſchränkte Anerkennung ſeitens der 
übrigen Reichsſtände und des Kaiſers auf u Fürze in 
Paſſau errang. 

Damals hatte ſich Kurfürſt Moritz durch einen in der 
Geſchichte faſt beiſpielloſen Verrath gegen den Kaiſer empört und 


1) A. a. O. S. 317-325. 
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mit dem franzöſiſchen Könige verbunden, während dieſer zugleich 


die Türken zum Einfall in Ungarn veranlaßte. Während ſo ; 


auf der einen Seite der franzöſiſche König Lothringen und die 
lothringiſchen Bisthümer Metz, Toul und Verdun beſetzte und in 
das Elſaß vordrang, die. Türken aber die öſterreichiſchen Erb⸗ 
lande bedrohten, rückte Kurfürſt Moritz bis Innsbruck vor, wo 
ſich damals der Kaiſer aufhielt, ſo daß dieſer über Kärnthen 
ſeine Flucht nach Oeſterreich nehmen mußte. 

Unter dieſen troſtloſen Verhältniſſen trat der Fürſtentag in 
Paſſau im Jahre 1552 uam um das aa a 
verſuchen. 

Der römiſche König 1 und Moritz waren di 
Hauptperſonen auf demſelben. Auch der franzöſiſche Geſandte 
du Freſſe war erſchienen. Er hielt eine lange Rede, in welcher 
er von den Galliern und alten Deutſchen anfangend in rühren— 
den Farben von der natürlichen Verbrüderung beider Nationen 
ſprach, die nur durch den deutſchen Kaiſer, welcher zugleich alle 
Freiheiten der Reichsſtände vernichte, geſtört werde. Das Ziel 
dieſer gleißneriſchen Rede war, die proteſtirenden Reichsſtände 
gegen den Kaiſer immer mehr zu verhetzen, dadurch die Ver— 
ſtändigung unter den Reichsſtänden in Paſſau zu verhindern 
und ſo dem franzöſiſchen Könige es möglich zu machen, inzwiſchen 
den Raub von Elſaß und Lothringen zu vollenden. Deßhalb 
hob er auch ausdrücklich hervor, daß in dem Vertrage zwiſchen 
dem Kurfürſten Moritz und dem Könige von Frankreich feſtge— 
ſetzt worden ſei, „daß man ohne Einwilligung des Königs keinen 
Frieden mit dem gemeinſamen Feinde eingehen wolle ).“ 

Als der Kaiſer, welcher noch in Villach weilte, von dieſer 
Rede des Franzoſen auf dem Fürſtentage in Paſſau hörte, ſagte 
er: „Es wäre beſſer geweſen, dergleichen weder anzuhören noch 
anzunehmen. Welche Geſinnungen der König von Frankreich 
gegen en hege, gehe ſchon daraus hervor, daß, in Folge 


105 fable über 5 Paſſauer R Menzel a 
S. 485. fl. 


des von ihm den Reichsſtänden verheißenen Schutzes, mehrere. 
derſelben zu Grunde gerichtet, andere in die größte Gefahr ge— 
rathen, und einige Reichslande unter ſein tyranniſches Joch ge— 
bracht wären. Wenn der König ſich beklagt habe, daß ihm 
fälſchlich und mit Unrecht ein mit den Türken geſchloſſenes 
Bündniß vorgeworfen werde, ſo könne der Kaiſer die Tagebücher 
des franzöſiſchen Geſandten Aramont, welche dieſer in Konſtan— 
tinopel geführt und durch den Hauptmann Coſte an ſeinen Kö— 
nig geſchickt habe, desgleichen Briefe des türkiſchen Statthalters 
in Ungarn an die verbündeten Fürſten vorzeigen laſſen, da 
ſolche aufgefangen worden, und daraus aller Welt beweiſen, daß der 
König von Frankreich allein der Urheber des von den Türken 
im vorigen Jahre angerichteten Schadens ſei, und daß er ein 
Gleiches auch für das abgelaufene Jahr beabſichtigt und ſehr 
bedauert habe, daß der Schaden nicht größer geweſen. Es ſei der 
Plan des Königs von Frankreich und des türkiſchen Kaiſers, ihn 
und ſeinen Bruder Ferdinand zu Grunde zu richten, um her— 
nach das römiſche Reich und beſonders Deutſchland in Knecht— 
ſchaft und Elend zu bringen. Das ſei die Glückſeligkeit, Bl 
die Deutſchen von jener Seite zu gewärtigen hätten.“ 

Trotz dieſer franzöſiſchen Umtriebe kam endlich im Juli 1552 
der berühmte Vertrag zu Stande, welcher nach der Stadt Paſſau 
genannt wird, und am 2. Auguſt vom römiſchen Könige unter— 
zeichnet wurde. Wie Moritz früher den Kaiſer, den er ſeinen 
Vater nannte, hintergangen hatte, to hinterging er jetzt den 
franzöſiſchen König und kümmerte ſich, da ſein Intereſſe es zu 
fordern ſchien, wenig um ſein reichsfeindliches Bündniß mit 
ihm, gemäß welchem ſie nur nach gegenſeitiger Verſtändigung 
mit dem Kaiſer Frieden ſchließen wollten. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages, ſoweit fie den Reli 
gionsfrieden betreffen, ſind hauptſächlich folgende: 

a) Innerhalb eines halben Jahres ſoll ein gemeiner Reichs⸗ 
tag gehalten werden, „darauff nachmals, auff was Wege, als 
nämlich eines General⸗ oder National-Coneilii, Colloquii, oder 
gemeiner Reichsverſammlung, dem Zwieſpalt der Religion abzu⸗ 


. 


Be 


helfen, und dieſelb zu chriſtlicher Vergleichung zu bringen, ge— 
handelt, und alſo ſolche Einigkeit der Religion durch alle Ständ 
des heiligen Reichs, ſampt Ihrer Majeſtät ordentlichem Zuthun 
ſoll befürdert werden.“ 

b) „Es ſoll auch zu Vorbereitung ſolcher Vergleichung, bald 
anfangs ſolchs Reichstags, ein Ausſchuß von etlichen ſchiedlichen 
verſtändigen Perſonen, und beiderſeits Religionen, in gleicher 
Anzahl, geordnet werden mit Befelch zu berathſchlagen, welcher 
Maßen ſolche Vergleichung am Füglichſten möcht fürgenommen 
werden.“ 

c) Im 8. 8. wird ſodann beſtimmt, daß weder der Kaiser, 
noch Churfürſten und Reichsſtände in der Zwiſchenzeit die Au⸗ 
hänger der Augsburgiſchen Confeſſion „der Religion halben mit 
der That gewaltiger Weis, oder in andere Weg wider ſein 
Conſcienz und Willen dringen, beſchweren oder verachten ꝛc., 
ſondern bei ſolcher ſeiner Religion und Glauben ruhiglich und 
friedlich bleiben laſſen“ ſollen. 

d) Daſſelbe wird dann im §. 9. den Ständen der Augs- 
burgiſchen Confeſſionsverwandten, jenen Reichsſtänden gegenüber, 
„ſo der alten Religion anhängig“ anbefohlen. 

e) Bezüglich des Reichskammergerichtes wird angeordnet, 
daß Fürſorge zu treffen ſei, damit in Sachen der Religion kein 
Theil ſich des Ueberſtimmens vor dem andern zu 
befahren, auch Parteilichkeiten verhütet würden . 

Auch bei dieſem Frieden ging man von der Hoffnung aus, 
daß es endlich gelingen werde, entweder auf einem General- oder 
Nationalconcil, oder durch Religionsgeſpräche, oder endlich auf 
der Reichsverſammlung „dem Zwieſpalt der Religion abzu⸗ 
helfen“ und ſomit „Einigkeit der Religion durch alle Stände des 
heiligen Reiches“ wieder herzuſtellen. Der Paſſauer Vertrag 
ſollte nur ein Interims⸗Vertrag ſein, bis zu dieſer erſehnten 
Einigung in der Religion. i 


1) Vergl. Martini Meyeri „Tondorpins suppletus et continuatus,“ 
Francofurti 1666. S. 14 ff. 
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o ſehr man aber dieſes Ziel feſthielt, ſo war doch die 
Furcht verbreitet, daß auch die nächſten Verſuche ſcheitern könnten. 
Deßhalb wurde noch ein Nebenvertrag abgeſchloſſen dahin lau⸗ 
tend: „da aber die Vergleichung auch durch derſelben Weg keinen 
würde erfolgen, daß alsdann nichts deſtoweniger obgemeldeter 
Friedſtand bei ſeinen Kräften, bis zu endlicher Vergleichung, 
beſtehen und bleiben ſolle.“ Der Kaiſer lehnte zwar die Ge⸗ 
nehmigung dieſes Nebenvertrages ab, da die Beſtätigung deſſelben 
und beſonders des Punktes wegen beſtändiger Fortdauer des 
Friedens vor die geſammten Reichsſtände gehöre. Der römifche 
König und die vermittelnden Fürſten hatten 5 jedoch auch 
für dieſen Punkt hinreichend verbürgt. 

In dieſem Vertrage war alſo die Giltigkeit der Nehrheits⸗ 
beſchlüſſe der Reichsſtände in Religionsſachen bereits factiſch 
ſuſpendirt, wenn ihre Ungiltigkeit auch noch nicht ausdrücklich 
ausgeſprochen war. Für den Ausſchuß, welcher die Art und 
Weile der Wiederherſtellung des Religionsfriedens auf dem näch— 
ſten Reichstage berathen ſollte, war eine gleiche Zahl von Mit— 
gliedern beider Religionstheile in Ausſicht genommen. Das 
Reichskammergericht ſollte ſo eingerichtet werden, daß „in der 
Religion Sachen kein Theil ſich des Ueberſtimmens vor dem 
andern zu befahren habe.“ Endlich wurde der Religionsſtand 
beider Theile gegen jede Beeinträchtigung, alſo auch gegen Mehr- 
heitsbeſchlüſſe des Reichstages, in Schutz genommen. So drang 
durch die factiſch im Reiche gegebenen Verhältniſſe der Grund- 
ſatz immer mehr durch, daß das Recht der Stimmenmehrheit in 
Religionsſachen, für die Dauer der religiöſen Spaltung inner- 
halb der deutſchen Nation, . aufrecht erholten werden 
könne. 

III. Der von dem Forſentage in Paſſau in Antrag gebrachte 
Reichstag trat erſt im Jahre 1555 in Augsburg zuſammen. Als 
König Ferdinand am 29. December 1554 daſelbſt endlich an- 
kam, fand er jedoch keine Reichsſtände und mußte erſt Schreiben 
und Botſchaften ausſenden, um dieſelben herbeizuholen. Der 


Kurfürſt Auguſt von Sachſen ließ durch feine Geſandten fein 
Ausbleiben entſchuldigen, aber auch zugleich dem Könige vorſtel— 
len, daß der einzige Weg zur Beruhigung Deutſchlands Abſchluß 
eines feſten und dauernden Religionsfriedens ſei. Nachdem die 
Unthunlichkeit erkannt worden, durch Religionsgeſpräche und Con⸗ 
cilien zu dieſem Ziele zu gelangen, ſo bitte der Kurfürſt, daß 
Se. Majeſtät auf den Abſchluß eines völligen Friedens bedacht ſei. 

In der Eröffnungsrede des Reichstages am 5. Februar 
1555 ſprach der römiſche König folgende beherzigenswerthe Worte, 
welche wir theilweiſe vor unſeren Augen in Erfüllung gehen 
ſehen; und deren Schluß wir auch Jene bitten ſich „zu Gemüthe 
zu führen,“ welche in unſeren Tagen mit bodenloſem Leichtſinn 
daran arbeiten, unſer deutſches Vaterland von Neuem in die 
elenden Wirrſale religiöſer Kämpfe zu ſtürzen. „Was für Angſt, 
Noth und Jammer aus der langwierigen Spaltung der Religion 
erfolgt, und daß aller Unrath, Uebel und Verderben an Leib und 
Seele bei unzählbaren Menſchen daher entſtanden ſei, liege der⸗ 
geſtalt am Tage, daß es keiner weitläuftigen Ausführung be⸗ 
dürfe. Es ſei beſchwerlich und kläglich, daß die, ſo Einer Taufe, 
Eines Namens und Glaubens, ja Einer Zunge und Nation, 
Eines Reiches und Gehorſams ſind, fi in der Einigkeit deſſel⸗ 
ben Glaubens, den ſie von ihren Eltern, von ſo viel hundert 
Jahren her ererbt, jo gar jämmerlich von einander abſondern 
und ſcheiden ſollen. Noch weit beſchwerlicher aber ſei es, daß 
es bei einer oder zweierlei Theilung nicht bleibe, ſondern man- 
cherlei Secten und Spaltungen an manchen Orten ſich regen, 
die ein jeder nach ſeinem Kopfe beſtreiten oder verfechten wolle, 
wodurch Gott und ſein heiliges Wort zum Höchſten verunehrt, 
das Band chriſtlicher Liebe zerriſſen, und, das gemeine arme 
unverſtändige Volk dermaßen in dem Gewiſſen ängſtlich und 
irrig gemacht werde, daß gar bald unter demſelben Niemand 
mehr wiſſen werde, was er glauben und halten ſolle. Das 
Allerärgſte aber werde noch folgen, daß nämlich viele in dieſem 
Irrſale aufwachſen und vielleicht unter hohen und niedern Per⸗ 
ſonen ſchon vorhanden ſeien, welche gar nichts glauben, ſondern 
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alſo in einem rohen und gottloſen Leben ihre Zeit verzehren, 
daß ſie weder auf Ehre noch Gewiſſen Acht haben. Es ſei zu 
erbarmen, wenn dieſe löbliche Nation, die ſeit undenklichen 
Zeiten den Preis chriſtlicher Zucht und Gottesfurcht vor vielen 
andern, und daraus alles Glück und Heil gehabt, jetzo in eine 
ſolche viehiſche Art gerathen ſollte, daß es vor Zeiten bei den 
Heiden anders geweſen und noch heutigen Tages bei den Türken 
und Heiden beſſer ſei.“ Nachdem dann der König hervorgehoben 
hat, daß alle Bemühungen zum Frieden bisher geſcheitert ſeien, 
theils weil dieſe wichtige Sache wenigen von Herzen angelegen 
ſei, theils vielleicht auch weil jeder ſeinen eigenen Nutzen geſucht 
habe, ermahnt er zum Schluſſe, nach Aufzählung der zu dieſem 
Ziele vergeblich verſuchten Wege, die Stände „ſich zu Gemüthe 
zu führen, in welchen Nöthen und Gefahr die deutſche Nation 
ſtehe, nicht allein wegen des grauſamen Erbfeindes des chriſt— 
lichen Namens und Glaubens, ſondern auch wegen anderer 
äußerlichen Feinde, deren Vorhaben auf gleiches Ende gerichtet 
ſei, aus dieſer jämmerlichen, zum Theil durch ihre geſchickten 
Praktiken angeſtiftete Empörung und daraus erfolgender Ver— 
wüſtung und Zerſtörung deutſcher Nation Vortheil zu ſchöpfen ).“ 

Die Friedensverhandlungen begannen damit, daß, wie es 
gleichfalls ſchon in Paſſau vorgeſehen war, aus den Fürſten, den 
Städten und den Grafen ein Ausſchuß gebildet wurde, um ne— 
ben dem Kurfürſtencolleg die Vereinbarung vorzubereiten. 

Man vereinigte ſich bald darüber, daß der Friede auf im— 
mer in Kraft bleiben müſſe, wenn auch die Vereinigung im Glau⸗ 
ben nicht zu Stande kommen ſollte. Als man aber dazu über⸗ 
ging, das Verhältniß der im Glauben getrennten Parteien näher 
feſtzuſtellen, ſtieß man auf fo große Schwierigkeiten, daß fie un- 
überwindlich zu werden ſchienen. 

Die Proteſtanten ſtellten ſich nämlich, trotz ihrer innern Zer— 
ſplitterung, ganz auf den Standpunkt der alten Kirche, und indem 
ſie deßhalb annahmen, daß ihre Religionsform die allein wahre 


1) Menzel, a. a. O. S. 545 ff. 
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und die ihrer Gegner eine völlig falſche ſei, begnügten fie ſich 
nicht mehr damit, freie Religionsübung für ſich nach dem da- 
maligen Beſtande zu fordern, ſondern verlangten, daß es auch den 
geiſtlichen Reichsſtänden und Obrigkeiten ſammt ihren Untertha- 
nen frei ſtehen müſſe, die alte Religion zu verlaſſen. Da aber 
die Unterthanen in jener Zeit gar nicht gehört wurden, ſondern 
willenlos von den Reichsſtänden bezüglich der Religion abhingen, 
ſo genügte der Abfall eines geiſtlichen Reichsſtandes, z. B. eines 
Biſchofes, um nach dieſem Grundſatze ein ganzes Land von der 
alten Kirche zu trennen. 

Die Katholiſchen entgegneten: „Wenn es geiſtlichen Reichs- 
ſtänden freigeſtellt werde, in die Augsburgiſche Confeſſion zu 
treten, würden nicht wenige das Beiſpiel des Hetzogs von Preu= 
ßen befolgen, und die Stifte erb- und eigenthümlich an ſich brin— 
gen, oder wenigſtens die größere Freiheit, welche die Augsbur— 
giſche Confeſſion geſtatte, mit dem Genuſſe geiſtlicher Nutzungen zu 
verbinden trachten. Prälaten, denen es erlaubt werde, das geiſt— 
liche Kleid von fi zu werfen und zu heirathen, würden entwe— 
der alle Kloſtergüter an ſich ziehen, oder vor ihrem Austritt ſo 
aufräumen, daß den Klöſtern wenig verbleibe. Auch an Welt— 
lichen werde es nicht fehlen, welche ſich lieber der geiſtlichen Ge— 
richtsbarkeit würden entziehen, ja dieſelbe ſich zueignen, als unter 
derſelben ſtehen wollen. Das einzige Mittel, den Beſtand der ka— 
tholiſchen Kirche gegen die Lockungen des Weltſinnes zu retten, 
ſei daher die Beſtimmung, daß jeder Geiſtliche, hohen wie nie⸗ 
drigen Standes, der von der alten Religion abtrete, alsbald nach 
Recht und durch die Thatſache ſelbſt als ſeines Standes und 
Amtes verluſtig angeſehen werde.“ 

Die Proteſtanten erklärten hiergegen, ganz in Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem eben bezeichneten Grundſatze der ausſchließlichen 
Berechtigung ihrer Religionsform, daß ſie ſich dieſe Beſchränkung 
des Zutrittes zu ihrer Confeſſion, „ohne Verletzung der göttlichen 
Majeſtät und ohne höchſte Beſchwerung ihrer Gewiſſen, nicht ge— 
fallen laſſen könnten. Die Verheißungen Gottes im Alten und Neuen 
Teſtamente, durch welche allen Menſchen ewiges Leben und Se⸗ 

v. Ketteler, Bruch des Religionsfriedens. 2 
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ligkeit zu theil werde, ſeien allgemein. Man könne und wolle 
dieſelben nicht beſchränken, und keinem Menſchen den Himmel zus 
ſchließen und ſperren, um nicht am jüngſten Tage in das erſchreck— 
liche Urtheil Chriſti zu fallen und hören zu müſſen: Wehe Euch, die 
Ihr die Thüre des Himmelreiches den Menſchen verſchließet! Es. 
ſei kein ungläubiger Jude, Heide oder Türke, welcher anders 
Vernunft und einen geringen Eifer für ſeine Religion habe, der 
nicht wolle, daß er alle Menſchen zu ſich ziehen und ſeiner Re⸗ 
ligion anhängig machen möchte. Wie viel mehr ſollen wir, ſo 
rechte Chriſten ſein ſollen, und denen Gott bei Verluſt ihrer 
Seligkeit ſolches befohlen, aus chriſtlicher Liebe dazu geneigt ſein.“ 


Abermals antworteten die Katholiken: „Die von den Pro— 
teſtanten in Erwähnung geſtellte Verpflichtung, Jedermann der 
wahren Religion theilhaftig zu machen, und Niemand vom Him- 
melreich auszuſchließen, komme nicht denſelben zu Gute. Es ſei 
nur Ein Glaube, den alle, die ſich Chriſten nennen, bekennen 
und bewahren müßten, welchem vormals die Kaiſer und Könige, 
die Fürſten und die Obrigkeiten des Reichs und das ganze Volk 
ſich mit Eidſchwüren verpflichtet und den von jener Zeit an alle 
Deutſchen gehalten hätten, mit Ausnahme derjenigen, welche von 
demſelben abgefallen wären. Es dürfe alſo keine Neuerung ge— 
macht, ſondern alles müſſe nach dem alten Glauben eingerichtet, 
und jedwede Seele angehalten werden, der katholiſchen Kirche zu 
gehorchen .. .. Wenn das angenommen werde, daß Jeder, der 
eine vom holiſchen Glauben verſchiedene Meinung hege, ſich 
mit feinem Gewiſſen entſchuldigen dürfe, jo würden auch die 
Wiedertäufer, Zwingliſchen, Schwenkfelder und andere dieſer 
Art entſchuldigt und in den Religionsfrieden eingeſchloſſen wer— 
den müſſen. Wenn die Proteſtanten behaupteten, daß die gött— 
lichen Verheißungen nur diejenigen angingen, welche einerlei 
Lehre mit ihnen bekenneten, ſo verhalte ſich die Sache ganz 
anders. Da ſie ſich von der Gemeinſchaft der Kirche getrennt 
hätten, ſeien ſie ſogar nach ihrem eigenen Urtheil vom Himmel— 
reich ausgeſchloſſen, denn, da es außer der Kirche kein Heil gebe, 
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wie könnte das Himmelreich diejenigen angehen, welche die 
Sakramente der Kirche verwerfen? u. ſ. w.“ 


Die Proteſtanten waren hiernach ſo weit entfernt, den Grund— 
ſatz der Allein berechtigung der wahren Religion zu beſtreiten, daß 
ſie denſelben vielmehr für ſich mit aller Entſchiedenheit geltend 
machten, und darauf das Recht der Ausbreitung auch in katho⸗ 
liſchen Ländern ſtützten. Sie waren aber ebenſo weit davon entfernt, 
Sectirern, wie den Wiedertäufern u. dgl., daſſelbe Recht einzuräu⸗ 
men, welches ſie für ſich über die Beſtimmung der wahren Religion 
in Anſpruch nahmen. Luther hatte ja ausdrücklich früher in 
einer Denkſchrift nachgewieſen, daß die weltliche Obrigkeit die 
Sectirer mit dem Tode beſtrafen müſſe. Die Proteſtanten be— 
haupteten alſo für ſich das Recht zu haben, ihre Religion für 
die wahre Religion zu halten und zwar, wie ſie in der Antwort 
ausführten, weil nur dieſe in den Schriften der Propheten und 
Apoſtel enthalten ſei, während ſie dieſes Recht für die Sectirer 
wie für die Anhänger der alten Religion beſtritten. 


Da war nun eine Ausgleichung natürlich unmöglich, weil 
hier Alles auf die von ihnen beliebte Auslegung der Schriften 
„der Propheten und Apoſtel“ ankam, während ſie ſowohl die der 
alten Kirche als die der Sectirer als unrichtig verwarfen. So ſchrie-⸗ 
ben ſie ſich factiſch eine unfehlbare Auslegung des Wortes Got— 
tes zu, welche ſie der alten Kirche beſtritten hatten. Aehnliches wie— 
derholt ſich immer und ſo auch bei den neueſten Sectirern. Un— 
ter dieſen unvereinbaren Widerſprüchen ſchien das Friedenswerk 
unmöglich zu ſein, und Ferdinand ſtand im Begriff von Augs— 
burg abzureiſen, um den Verſuch im nächſten Jahre fortzuſetzen. 
In dieſem kritiſchen Augenblicke aber machte ſich unter den 
Reichsſtänden das Gefühl der Nothwendigkeit einer Verſtändigung 
ſo dringend geltend, daß Ferdinand noch einen letzten Anlauf 
nahm, der denn endlich zum Religionsfrieden führte.“ Die Ver⸗ 
einbarung ſelbſt war am 21. September 1555 zu Stande ge— 
kommen, und am 26. deſſelben Monats wurde der völlig abge— 
ſchloſſene Religionsfriede mit dem Reichsabſchiede bekannt ge⸗ 
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macht. Bezüglich der Religion enthielt derſelbe folgende Haupt, 
beſtimmungen: b 

In den Artt. 15 und 16 wurden die Beſtimmungen des 
Paſſauer Vertrages wiederholt, daß kein Reichsſtand, weder der 
Augsburgiſchen Confeſſion, noch der „alten Religion“, der Religion 
wegen beſchwert werden dürfe. 

Nach demſelben Art. 15 ſoll „die ſtreitige Religion nicht 
anders, dann durch chriſtliche, freundliche, friedliche Mittel und 
Wege zu einhelligem chriſtlichem Verſtand und Vergleich gebracht 
werden, alles bei kaiſerlichen und königlichen Würden, fürſtlichen 
Ehren, wahren Worten und Poen des Landesfriedens.“ 

Art. 18 beſtimmt, daß, „wo ein Erzbiſchof, Biſchof, Prälat 
oder ein Anderer geiſtliches Standes von unſerer alten Religion 
abtreten würde, daß derſelbig fein. Erzbisthum, Bisthum, Prä- 
latur, und andere Beneficia, auch damit alle Frucht und Ein— 
kommen, ſo er davon gehabt, alsbald ohne einige Widerung und 
Verzug, jedoch ſeinen Ehren ohnnachtheilig, verlaſſen müſſe.“ 

Nach Art. 20 ſoll die geiſtliche Jurisdiction über die Augs— 
burgiſchen Confeſſionsverwandten, bis zu endlicher chriſtlicher Ver— 
gleichung der Religion, „ruhen, eingeſtellt und dispenſirt ſein und 
bleiben.“ 

Dieſer Friedensſtand ſoll, „um des geliebten Friedens wegen, 
um das hochſchädliche Mißtrauen im Reiche aufzuheben, um dieſe 
löbliche Nation vor endlichem vorſtehendem Untergang zu ver- 
hüten“, und um endlich „deſto eher zu chriſtlicher, freundlicher 
und endlicher Vergleichung der ſpaltigen Religion zu kommen“, 
auch dann fortdauern, wenn ſolche Vergleichung vorläufig noch 
nicht zu Stande kommen ſollte. Er ſoll, „bis zu endlicher Ver⸗ 
gleichung der Religion und Glaubensſachen, ſtehen und bleiben, 
und ſoll alſo hiermit obberührter Geſtalt, und ſonſt in alle andere 
Wege, ein beſtändiger, beharrlicher, unbedingter, für und für 
ewig währender Friede aufgerichtet und beſchloſſen ſein und 
bleiben !).“ ö 
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Wenn auch in dieſem Religionsfrieden die Ungiltigkeit der 
Mehrheitsbeſchlüſſe auf Reichstagen in Religionsſachen, eben jo 
wenig wie in Paſſau, ausdrücklich ausgeſprochen war, ſo folgte ſie 
doch, ähnlich wie dort, von ſelbſt aus den materiellen Beſtimmungen 
deſſelben. Der Religionsbeſtand beider Religionstheile wird an⸗ 
erkannt und gegen jede Beeinträchtigung geſchützt; die „ſtreitige 
Religion“ ſoll nur durch friedliche Wege zum Vergleich gebracht 
werden; die Jurisdiction der katholiſchen Biſchöfe über die Augs⸗ 
burgiſchen Confeſſionsverwandten wird bis zum Ausgleich in der 
Religion ſuspendirt; der Religionsfriede ſoll dauern bis zur 
endlichen Wiedervereinigung in der Religion. Durch alle dieſe 
Beſtimmungen war die Giltigkeit der Mehrheitsbeſchlüſſe in Re⸗ 
ligionsſachen aufgehoben. Wenn man vermied, dies ausdrücklich 
auszuſprechen, ſo hatte das wohl theils in der Achtung vor dem 
alten Reichsrechte, theils aber auch darin ſeinen Grund, daß 
viele Reichsſtände bemüht waren, das Recht der Mehrheit auf den 
Reichstagen, in welchem doch die Autorität der Reichsgewalt 
ruhte, im Intereſſe der eigenen Machtvergrößerung nicht nur in 
Religionsſachen, ſondern auch in vielen andern wichtigen Reichsan⸗ 
gelegenheiten zu beſchränken. Man vermied daher wohl hier noch dieſe 
ſchwierige Frage, an die ſich bald alle dem Reiche feindlichen Beſtreb⸗ 
ungen knüpfen ſollten, bis ſie endlich in dem Weſtphäliſchen Frieden 
zum vollen Austrag kam. Die Anſicht wurde aber immer allge= 
meiner, und das hatten auch die Verhandlungen in Augsburg, 
welche dem Religionsfrieden vorhergingen, neuerdings bewieſen, 
daß, wenn in einem Volke mächtige Parteien ſich gegenüber 
ſtehen, von denen jede die wahre Religion zu beſitzen glaubt, 
ein Austrag dieſer großen Frage durch äußere gewaltſame Mit⸗ 
tel, ohne einen Vertilgungskampf unmöglich iſt, und daß in 
ſolchen Fällen nichts übrig bleibt, als daß jeder Theil ſeine 
Religionsſachen für ſich beſorgt, und ſich jeder Einmiſchung in 
die des anderen enthält. Dieſe Ueberzeugung, welche leider in 
unſeren Tagen zum Verderben Deutſchlands vielfach verloren 
gegangen iſt, brach ſich damals immer mehr Bahn. 


IV. Aber auch dieſer Religionsfriede, welcher geſchloſſen war, 


um „dieſe löbliche Nation vor endlichem vorſtehendem Untergang 
zu verhüten,“ brachte, trotz ſeiner ſo billigen Beſtimmungen, 
noch keinen Frieden. Nichts hatte in der That die deutſche 
Nation nothwendiger als einen Frieden, wie der Augsburger 
Religionsfrieden ihn verhieß, „einen beſtändigen, beharrlichen, 
unbedingten, für und für ewig währenden Frieden.“ Daß die 
deutſche Nation ohne ihn in Gefahr war, dem Untergang ent— 
gegen zu gehen, konnte Keinem verborgen ſein. Aber unter 
den Reichsſtänden gab es ſolche, denen an dieſem Untergange 
wenig gelegen war, wenn ſie nur ihr eigenſüchtiges Intereſſe 
dabei befriedigten. 

Wie dieſe bemüht waren, die Reichstage und damit die 
Reichsgewalt ſelbſt zu einem machtloſen Schatten herabzuwürdigen, 
und wie ſie die Religionsbeſchwerden benutzten, um jede Ver— 
ſtändigung, jeden Mehrheitsbeſchluß auch bezüglich aller andern 
Gegenſtände auf den Reichstagen zu verhindern, davon bietet 
der Reichstag zu Regensburg 1613 ein merkwürdiges Beiſpiel. 

Auf dieſem Reichstage ſtanden ſich eigentlich nicht mehr die 
alten Parteien, wie ſeit der Glaubensſpaltung, nämlich Katho— 
liken und Proteſtanten, gegenüber. Die Lutheriſchen, der Kurs 
fürſt Johann Georg von Sachſen und der Landgraf Lud— 
wig von Heſſen-Darmſtadt, hatten ſich vielmehr von den Calvi⸗ 
niſchgeſinnten getrennt und den katholiſchen Ständen ange— 
ſchloſſen. Die von den ſogenannten Correſpondirenden im Na— 
men der Proteſtanten geltend gemachten Beſchwerden gingen 
vielmehr von der Pfälziſch-Calviniſchen Partei aus, im Sinne 
ihrer mit dem Auslande zuſammenhängenden politiſchen Umtriebe. 

Als daher die kaiſerlichen Propoſitionen über Verbeſſerung 
des Reichsjuſtizweſens, über Bewilligung der Geldhilfen gegen 
die Türken, über Regulirung der Reichsmatrikel und des Münz⸗ 
weſens, über Wiedererlangung der dem Reiche entriſſenen Län⸗ 
der Metz, Toul und Verdun dem Reichstag zur Berathung vor— 
gelegt wurden, überreichten jene correſpondirenden Stände eine 
Anzahl von Religionsbeſchwerden mit dem Antrage, dieſelben 
vor allen andern Gegenſtänden zu berathen. Der Kaiſer er- 


wiederte, der jetzige Reichstag ſei ja eben zur Wiederher— 
ſtellung der Ruhe, des Friedens und des Rechtes im Reiche 
veranſtaltet worden, ihre Beſchwerden, wie die der andern Partei, 
ſollten berathen werden; ſie dürften aber den ordentlichen Gang 
der Reichstagsverhandlungen nicht aufhalten; über dieſen habe 
nicht eine Partei, ſondern die Stimmenmehrheit zu entſcheiden. 
Daß die Stimmenmehrheit hierüber entſcheide, ſei der Natur 
der Sache und den Geſetzen des Reiches wie des Völkerrechtes 
gemäß. Er verſehe ſich daher väterlich und ernſtlich, daß ſie 
ſich von den Berathſchlagungen nicht abſondern würden, weil 
fie ihm ſonſt in der That, wenn man ſchon den Namen we 
haben wolle, den Reichstag ſchwer machen würden. 

ben blieben die Correſpondirenden bei ihrer Forderung, 
und als nun die andern Stände, das kurfürſtliche Collegium 
mit Sachſen und das fürſtliche Collegium mit den herzoglich⸗ 
ſächſiſchen Häuſern und Darmſtadt, durch Stimmenmehrheit be⸗ 
ſchloſſen, daß zuerſt über die kaiſerlichen Propoſitionen berath- 
ſchlagt werden ſolle, zogen ſich die correſpondirenden Stände von 
aller Theilnahme zurück und übergaben zugleich ein Verzeichniß 
derjenigen Gegenſtände, bei welchen, ihrer Meinung nach, über— 
haupt keine Stimmenmehrheit gelten könne. j 

In dieſem Verzeichniſſe wurden nun nicht nur alle Re— 
ligions⸗ und Gewiſſensſachen, alles, was den Religionsfrieden 
und deſſen Anhang betrifft, alle Sachen, „darin die Katholiſchen 
mit den Evangeliſchen zwieträchtig und ſtreitig ſind, weil man 
nicht zugleich einer Partei Amt vertreten und durch die Stim— 
menmehrheit der Gegenpartei ihr Recht benehmen kann“, ſondern 
ſo ziemlich alle andern Gegenſtände ohne Ausnahme, welche auf 
dem Reichstage zur Verhandlung kommen konnten, aufgezählt. 
So wurden genannt die Contributionsſachen; Kammergerichts— 
ſachen; Exemtionen; Privilegien und Immunitäten der Stände; 
Sachen, darin von des gemeinen Vaterlandes Wohlſtand, Heil 
und Ruhe gehandelt wird; Sachen, jo mit der Gerechtigkeit ſtrei⸗ 
ten; Verträge der Geſchlechter, Verhandlungen, Verbündniſſe und 
dergleichen, „da der König in Böhmen, die Kurfürſten von der 
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— 
Pfalz und von Sachſen im Geringſten nicht dulden würden, daß 
ihre Verhandlungen und Verträge durch die Stimmenmehrheit 
aufgehoben werden ſollten.“ Es genügte ihnen aber noch nicht, 
in dieſen und andern Sachen die Giltigkeit der Majoritätsbe⸗ 
ſchlüſſe des Reichstags abzulehnen, ſondern durch den Schlußſatz, 
„endlich ſei es in Sachen, die eine gemeine Bewilligung erfor— 
dern, nicht genug, daß nur etliche bewilligen, denn nach den 
Regeln müſſe dasjenige, was eine Gemeinde angehe, auch von 
der ganzen Gemeinde und nicht von etlichen bewilligt oder ein— 
gegangen werden,“ forderten ſie im Grunde ſogar Stimmenein— 
helligkeit für alle Reichstagsbeſchlüſſe !). 

Die Maßloſigkeit diefer Forderungen und der Mißbrauch, 
welcher mit den Religionsbeſchwerden getrieben wurde, liegt zu 
Tage. Die Correſpondirenden wollten aus dem Deutſchen Reichs- 


tage einen Polniſchen Reichstag machen, wo auch der Widerſpruch 


Einer Stimme genügte, um jeden Beſchluß zu vereiteln. So 
ſollte er ein Spielball der Parteien werden. Dieſer Reichstag 
hatte unter ſolchen Umſtänden keinen anderen Erfolg, als die 
Bewilligung der Türkenhilfe und wurde dann anfgelöſt. Wir 
haben ihn hauptſächlich deßhalb hier erwähnt, um zu zeigen, wie 
ſchwierig alle Verhandlungen damals durch Benutzung der reli— 
giöſen Spaltung wurden, und wie ſich die Parteien mit ihren 
Anforderungen gegenüber ſtanden. Dadurch werden uns auch 
die Verhandlungen, welche dem Weſtphäliſchen Frieden vorhergin⸗ 
gen, namentlich die endloſen Streitigkeiten über die Stimmen— 
mehrheit auf dem Reichstage, verſtändlich. 


V. Wir gehen jetzt zu dieſem-über und halten es für noth- 
wendig, die Verhandlungen über die Stimmenmehrheit, nament- 
lich in Religionsſachen, ausführlich mitzutheilen. Sie dienen 
weſentlich zum Verſtändniß der entſprechenden Beſtimmungen des 


1 Ueber dieſen Reichstag und „die verfaſſungswidrigen und ruhe⸗ 
ſtörenden Umtriebe“ der kurpfälziſchen Partei vergl. Menzel a. a. O. B. 6. 
S. 35 —55. 
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Weſtphäliſchen Friedens und zeigen zugleich, wie man damals 
nach den ſchweren Religionskämpfen allgemein die Ueberzeugung 
gewonnen hatte, daß der Friede unter den verſchiedenen Reli- 
gionsgenoſſen in Deutſchland nur möglich iſt, wenn jeder Theil 
ſeine Religionsangelegenheiten ausſchließlich ſelbſt beſorgt, und 
entſtehende Conflicte nur durch friedliche Vereinigung gelöſt wer⸗ 
den. Das iſt eine mit dem Herzblute des deutſchen Volkes er⸗ 
rungene Ueberzeugung. Alles, was damals geſagt und verhan⸗ 
delt worden, iſt aber überaus lehrreich für den jetzt entbrannten 
Kirchenſtreit und beweiſt, wie verderblich und wie unberechtigt 
die jetzt eingeſchlagenen Wege ſind. Wenn überhaupt noch die 
Geſchichte des dentſchen Volkes und die großen Ereigniſſe derſel⸗ 
ben eine Berechtigung haben, ſpätere Zeiten darüber zu belehren, 
was dem gemeinſchaftlichen Vaterlande zum Heile und zum Ver— 
derben gereicht, dann ſollte man doch die nach ſolchen Kämpfen 
errungene Ueberzeugung jener Zeit über den einzigen Weg, den 
Religions⸗Frieden in Deutſchland zu erhalten, nicht leichtſinnig 
außer Acht laſſen. 

Bemerkenswerth bei dieſen Verhandlungen iſt insbeſondere, daß 
über die Ausſchließung der Stimmenmehrheit in Religionsſachen 
eigentlich auf beiden Seiten volle Uebereinſtinmung vorhanden 
war, daß man aber dennoch zu einer Verſtändigung lange Zeit nicht 
gelangen konnte, weil die Proteſtanten immer wieder, von den Re⸗ 
ligionsſachen ausgehend, bemüht waren, fofort auch andere Gegen— 
ſtände in die Verhandlungen hineinzuziehen und auch für ſie den 
Ausſchluß der Majora zu gewinnen, wodurch die Reichsgewalt ſelbſt 
lahmgelegt worden wäre. Darum vermied man auf. proteſtantiſcher a 
Seite deutlich auszuſprechen, welche Gegenſtände man von der 
Mehrheitsabſtimmung ausſchließen wolle; und ſo ging durch 
dieſe Verhandlungen jene Unklarheit, welche ſo lange Zeit 
eine Verſtändigung verhinderte. i 

Am 15. December 1645 übergaben die evangeliſchen Reichs⸗ 
ſtände von Osnabrück aus ſowohl den kaiſerlichen Geſandten als 
ſämmtlichen katholiſchen Kurfürſten und Ständen in Münſter 
ihre „gravamina ecclesiastica“, und wählten gleichzeitig aus 


ihrer Mitte eine Commiſſion (deputati ad gravamina) dieſelben 
zu betreiben und zu erledigen ). 

Als einen Hauptgrund ihrer Beſchwerden führen ſie den Ge⸗ 
brauch an, über Dinge, bei welchen die Katholiſchen für ſich die 
eine, die Evangeliſchen für ſich die andere Partei bilden, auf 
den Reichs- und Kreistagen durch Stimmenmehrheit zu entſchei— 
den. Dem müſſe, wenn Friede werden ſolle, in Zukunft ge— 
ſteuert werden. | 

Nr. VII. der gravamina lautet nämlich: „Es haben auch 
inſonderheit die Evangeliſchen Stände, bey vormals gepflogenen 
Reichsconventen, wie nicht weniger auf Deputations-Krayß- und 
andern dergleichen Tägen, öffters, nicht ohne ſonderbare Beſchwerde, 
erfahren und verſpühren müſſen, daß man Katholiſchen theils, 
auf die mehreren Stimmen in allen und jeden Fällen in— 
differenter gehen, und darwieder keine Ein- und Widerrede gelten 
laſſen wollen, daraus denn nicht allein große Alteration bereits 
entſtanden, ſondern noch größer Unheil künfftig erwachſen könnte, 
wo nicht zeitliche Remedirung bei gegenwärtiger Friedens-Hand— 
lung, durch vernünfftige Separation der Fälle darinnen ge— 
ſchehen ſollte. Es erinnern ſich zwar der Fürſten und Stände 
Geſandten gar wohl, daß in gewiſſen Geſchäfften, und ſonderlich 
wenn es um Defenſion des Heiligen Römiſchen Reichs, oder 
Erwählung eines Oberhaupts zu thun, wie nicht weniger, da 
zwey Reichs⸗Collegia einerlei Meinung mit einander ſein, die 
Majora ihre Gültigkeit, nach Ausweiſung bacis publicae und 
Aureae Bullae, unwiderſprechlich haben und behalten: In frei— 
willigen und denen Sachen aber, da beider Religion zugethane 
Stände, Partheyen mit einander machen, und keiner dem an— 
dern, was er thun oder laſſen ſollte, Maaß und Ziel zu ſtecken 
hat, würde aller menſchlicher Vernunfft und von Natur implan— 
tirten Billigkeit zuwiderlauffen, wann eine Parthey der andern 


1) „Acta pacis Westphalicae publica, oder Weſtphäliſche Friedens- 
Handlungen und Geſchichte“ von Johann Gottfried von Meiern. Hannover 
1733— 36 B. 1. S. 823 ff. B. 2. S. 531 fl. = 
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Geſetz geben, oder einige Beſchwerung aufbringen jollte. Halten 
es demnach dafür, man hätte ſich deswegen mit einander freund— 
lich und alſo zu vergleichen, daß nicht allein in Religions-Con⸗ 
tributions⸗ und denen Sachen, da die Stände ut singuli zu 
conſideriren, ſondern auch in allen und jeden andern, ſie treffen 
an, was ſie immer wollen, darinnen die Katholiſchen eine, und 
die Evangeliſchen die andere Parthey conſtituiren, das Über— 
ſtimmen hinführo nicht mehr gelten, noch der Schwächere von 
dem Stärkeren dardurch überlängert, ſondern eine durchgehende 
Gleichheit unter den Ständen des Reichs gehalten, und keiner 
von dem andern wider Billigkeit und Recht beſchwehret werden 
ſolle. Widrigenfalls da die Evangeliſchen Stände dem parthey— 
lichen Ausſchlage und Belieben des mehrentheils ſich jedesmahls 
untergeben und unterwerffen müſten, würden ſie von allgemeinen 
Reichs⸗Verſammlungen anders nicht denn Schaden, Nachſtand 
und endliches Exterminium zu gewarten haben.“ N 5 

Um das Ueberſtimmen künftighin unmöglich zu machen, be— 
antragen fie außerdem 1): „Alß auch eine große Ungleichheit ſich biß— 
her in dem erzeiget, daß auf Ordinari-Deputations-Tägen die Evan⸗ 
geliſchen von den Katholiſchen weit überſtimmet geweſen, halten 
der Fürſten und Stände Geſandten, zu Verhütung allerhand daraus 
erwachſender Beſchwerden und ungleicher Gedanken rathſam und bil— 
lig zu fein, daß bei der Reichs-Deputation der Evangeliſchen Deputir⸗ 
ten Anzahl verſtärcket und den Katholiſchen gleich gemachet, ſodann 
dieſelbe mit ſonderbahrem Fleiß erinnert werden, die ihnen im 
Reichs⸗Abſchiede geſetzte limites und Schrancken im wenigſten nicht 
zu überſchreiten, noch ſich ſolcher Sachen anzumaſſen, welche auf 
comitia und geſammte Stände des Reichs gehören, dergleichen 
auch bei allen extraordinariis deputationibus zwiſchen dem 
Kur⸗ und Fürſten⸗Rath, daß nemlich ſelbe von beyder Religion 
zugethanen Perſonen, in gleicher Anzahl jedesmal verrichtet wer— 
den, in Acht zu nehmen von nöthen iſt.“ 

Dieſelbe Parität wollen ſie hergeſtellt ſehen in der Beſetzung 


1) Ebend. B. 2. S. 531. 
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der Stellen an den Reichsgerichten 1): „Inſonderheit aber, weiln 
die gleichmäßige administratio justitiae vornemlich in dem be— 
ſtehet, daß der Richter unpartheyiſch und keinem Theil mehr 
als dem andern zugethan und gewogen ſey: Alß will man 
Evangeliſchen theils, zuvörderſt und für allen Dingen, die, von 
ſo langer Zeit her ſo offt und inſtändig gethane Bitte und 
remonstratio anhero dahin wiederholet haben, daß der höchſten 
Noth, Vernunfft, natürlichen Billigkeit und aller Völker Rechten, 
wie auch vinculo stabiliendae in Republica libera, inter status 
paris dignitatis et juris, concordiae et amicitiae gemäß, alle 
und jede von obbemeldten vier höchſten Gerichten, mit ohngefehr 
zwölff oder ſechszehen, minder oder mehr, der conjungirenden 
Krayſe Gelegenheit nach, von den Evangeliſchen und Römiſch— 
Katholiſchen, in gleicher Anzahl, mit eitel Deutſchen und im 
Reich geſeſſenen, auch aus den Krayſen des Reichs, von ſelbigen— 
Ständen ſelbſten präſentirten .. . . Präſidenten, Aſſeſſorn und 
Reichshofräthen, auch Cantzlei⸗Verwandten und andern Justitiae 
ministris, beſtändig beſetzet, und zumahlen keine zwiſchen Evan⸗ 
geliſchen und Römiſch⸗Katholiſchen Partheyen beſtehende Sache an— 
ders, dann vor- und von paribus numero beyder Religionen Räthen, 
Assessoribus und Commissariis, referiret, entſchieden oder ſonſten 
verhandelt, und alſo jedermänniglich, sine ullo rerum vel per- 
sonarum respectu, an gehörigen Orten unpaſſionirtes ſchleuniges 
Recht widerfahren und ertheilet werden möge. Dann gleichwie der 
Kaiſerlichen Majeſtät Hoheit darunter eben ſo wenig abgehet, 
wann gleich die assessores und Reichshofräthe der evangeliſchen 
Religion zugethan, als wann ſelbige der Römiſch-Katholiſchen 
verwandt und beipflichtigt ſind: alſo iſt je leichtlich zu erachten, 
welchergeſtalt beyderſeits in gründlichem beſtändigen Frieden, 
Einigkeit und Vertrauen mit einander zu leben, und alles hoch— 
ſchädliche Mißtrauen und Widerwillen radicitus aus dem Wege 
zu räumen, nicht möglich und für ſich ſelbſten ſowol der evan- 
gelicorum statuum, neben dem Römiſch-Katholiſchen im Reich 


1) Ebend. B. 2. S. 534. n. X. 


unwiderſprechlich hergebrachten gleichem Stande, Reputation, 
Rechten und Freiheiten, höchſt präjudicir⸗ ſchmäler⸗ und nach⸗ 
theilig, als auch vinculo societatis humanae et stabilis in im- 
perio concordiae, neben andern ob- angezogenen unwiderſprech- 
lichen Fundamenten und Rationen allerdings ungemäß und zu— 
wider ſein würde, dafern die Evangeliſchen intuitu religionis, 
ſo gar verhaſſet und verdacht ſein ſollten, daß auch dieſelbe zu 
Dienern und Adminiſtratoren der Juſtiz, in gehöriger gleicher 
Anzahl, durchgehends nichts geduldet und fähig geachtet werden 
ſollten.“ a 

Ja, wofern bei Gerichtsverhandlungen in ſolcher Weiſe vollg 
paritätiſcher Richter, ein dubium oder paritas votorum unter 
beiderſeits Religions-Verwandten vorfiele, ſolle die Eutſcheidung 
und der Ausſchlag auf einem allgemeinen Reichstage getroffen 
werden ). 

Auf dieſe „Gravamina“ reichten die „der alten katholiſchen 
Religion zugethanen Kur-Fürſten und Stände“ unter dem 29. 
Januar 1646 den Evangeliſchen ihre „Antwort und Gegenbe- 
ſchwerde ein.“ Zu gravamen VII., die „majora vota“ betreffend, 
lehnt die Antwort?) im Allgemeinen ein ſolches Verlaſſen des 
einzigen „Entſcheidmittels“ und Völkerrechtes ab, denn daß 
„beider Religionen Stände universaliter Parthey gegen einan— 
der conſtituiren, könne anderſt nichts, als Confuſion, Miß-Ver⸗ 
ſtand und Weiterung cauſiren,“ giebt nichtsdeſtoweniger ihre Be⸗ 
reitwilligkeit zur Unterhandlung zu erkennen, nur werde „zu beſ— 
ſerer Erläuterung dieſes Puncti von Nöthen fein, daß fi die 
Herren Augspurgiſchen Confeſſions-Verwandten in specie er⸗ 
klären, in welchen Sachen ſie majora gelten, und in welchen ſie 
be nicht gelten laſſen wollten.“ ö 

Bezüglich der Gerichtsreform müßten ſie an rar RN 
verweiſen, da fie nicht in ihrer Competenz liege. 

In der am 26. Februar 1646 gegebenen Antwort der Evan⸗ 
geliſchen bemerken dieſe zu gravamen VII. (majora 8): „Haben die 
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Evangeliſchen anders nichts begehrt, als was der Vernunfft, natür— 
lichen Billigkeit und Reichsverfaſſung gemäß, darum hat es dabei 
ſein Bewenden;“ und zu gravamen X. (Parität der Richter): „Iſt 
vonnöthen, daß vor geendigten Tractaten, die .. . begehrte Parität 
der Präſidenten, Aſſeſſorn, Reichshofräthen, Comissariorum, Kautz 
lei⸗kverwandten und anderer ministrorum justitiae, von beiden 
Religionen (ſowohl der Oerter halben, wo die judicia hinzule— 
gen, auch de remissione dubiorum ad a ein gewiſſer 
Schluß gemacht werde.“ 

Die katholiſchen Vertreter wiederholten in ihren am 7. März 
den evangeliſchen eingehändigten „Unvorgreiflichen Gegen- Vor— 
ſchlägen“ in Bezug auf die vorliegenden Punkte ihre frühere 
Antwort. Als der Streit deßhalb eine täglich wachſende Heftig— 
keit annahm und die Proteſtanten, geſtützt auf die ſchwediſche Macht, 
nicht nachgeben, ja ſelbſt in keine weiteren ſchriftlichen Unter⸗ 
handlungen ſich einlaſſen wollten, bequemten ſich ſchließlich die 
katholiſchen Stände Abgeſandte nach Osnabrück zu ſchicken, damit 
dort mündlich die gravamina gegenſeitig vereinbart würden. Dort 
tagten fie vom 2. bis 25. April. Im Verlaufe dieſer Conferenzen 
wußten indeſſen die Evangeliſchen zum VII. und X. Beſchwerde— 
punkte keine andern Vorſchläge zu thun, „als die ſie allbereit zu 
vorhero ins Mittel gebracht“ .. .. „So ſei auch die geſuchte 
Aequalität und paritas 1 von beiden Religionen, derer die 
zur Juſtiz gehören, an ſich ſelbſt mit ſolchen rationibns gegründet, 
daß man hievon evangeliſchen Theils nicht abweichen könne !).“ 

Inzwiſchen wurden dieſe gemeinſamen Unterhandlungen 
durch andere Geſchäfte unterbrochen. Die Münſterſchen katholi— 
ſchen Fürſten und Stände berathſchlagten deßhalb wieder unter 
ſich, was ſie von dieſen übertriebenen, aber immer wiederholten 
Forderungen der Evangeliſchen annehmen könnten, was nicht. 
Durch den erſten kaiſerlichen Geſandten, Graf Trautmannsdorf 
übergaben fie am 1. Juni den für die gravamina erwählten 
evangeliſchen Deputirten eine „Hauptſächliche Erklärung über die 
Religions . “ In derſelben jagen fie?): - 

. 1) Ebend. S. 614. — 2) Ebend. B. 3. S. 155. 
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„Vota in Comitiis Imperii. In Religions-Sachen läſt 
man geſchehen, daß die majora vota nicht ſtatt haben; in 
übrigen Reichs⸗Sachen verbleibt es bei dem Herkommen, daß 
die majora ſchlieſſen.“ N 

„Praesentationes in Camera. betreffend. Weiln auch 
ſchwerlich einiger Stand ſich dahin verſtehen wird, daß er jemand 
anders, als ſeiner Religion zugethane präſentiren ſolle; alß 
bleibt es der Präſentation halber beim Herkommen, wird 
jedoch nachgegeben, daß in causis ex pace religiosa des- 
cendentibus allezeit pares numero et utriusque Religionis 
assessores in referendis et decidendis illis adhibirt werden 
ſollen: Immaſſen auch Ihro Kayſerliche Majeſtät gleicher⸗ 
geſtallt eine gewiſſe Anzahl von Augspurgiſchen Confeſſions⸗ 
Verwandten zu Reichshofräthe aufnehmen, und ebenmäßig 
die vontroversias ex pace religiosa descendentes durch vorange— 
regte Parität erledigen zu laſſen erbietig !).“ 

Bei Ueberreichung dieſer Erklärung hatte man gebeten, daß 
die evangeliſchen Stände recht bald ihre Antwort darauf abge— 
ben möchten. Dieſe traten denn auch gleich zu Berathungen 
zuſammen, aber die üblichen Rangſtreitigkeiten einerſeits und 
andererſeits die erforderliche Vereinbarung mit den Geſandten 
der evangeliſchen Kürfürſten von Sachſen und, Brandenburg ver— 
zögerten bis zum 9. Juni die Abfaſſung ihrer „Ferneren Er- 
klärung,“ welche fie noch am nämlichen Tage den kaiſerlichen 
und ſchwediſchen Geſandten einhändigten 2). 47) „In Religion⸗ 
Contribution- und Sachen, da die Stände nicht als ein corpus 
universum conſiderirt werden, auch in andern, ſie treffen an 
was ſie wollen, darinnen die Evangeliſchen eine und die Katholi— 
ſchen die andere Parthey conſtituiren, ſollen auf Reichs- Depu⸗ 
tations⸗ Krayß⸗ und andern dergleichen Conventen die majora 
vota nicht ſtatt haben.“ 48) „Auf den Reichs⸗Deputations⸗ 
Tägen ſoll die Anzahl der Deputirten von beyden Religionen 
gleich gemacht, wie auch auf Reichs-Tägen, bey allen Deputationen, 
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fie ergehen von einem, zweyen oder allen dreyen Reichscollegiis, 
ſolche Parität in Acht genommen, desgleichen, wann Commissiones 
ins Reich erkannt werden, an Evangeliſche lauter Evangeliſche, 
an Katholiſche lauter Katholiſche, und an vermiſchte von beyden 
Religionen gleicher Anzahl verordnet werden.“ 50) „Die Gerichte 
ſollen mit. Evangeliſchen und Katholiſchen, in gleicher Anzahl, mit 
eitel Deutſchen und im Reich geſeſſenen beſetzt werden, welches 
dann von den Präſidenten, Aſſeſſorn, Reichshofräthen, Kantzley— 
Verwandten und andern Ministris Justitiae zu verſtehen, und 
an der abgehenden Stelle gleiche Religion zu präſentiren.“ 

Als dieſer Geſtalt die Evangeliſchen immerfort „ziemlich in 
extremis verharrten“, begannen die Kurſächſiſchen Geſandten 
ſich von ihren evangeliſchen Genoſſen zu trennen, und allein mit 
den Kaiſerlichen über die Relionsbeſchwerden zu unterhandeln. 
Sobald die andern Evangeliſchen von dieſem Schritte hör— 
ten, ließen ſie zwar durch den Altenburgiſchen Geſandten früh 
am Morgen des 13. Juni, wo die Conferenz hierüber beim 
Grafen Trautmannsdorf beginnen ſollte, den Kurſächſiſchen vor⸗ 
ſtellen „was unter ſolchen Handlungen vor Gefährlichkeiten 
ſtecketen“, erreichten aber dennoch ihren Zweck nicht, weil dieſe 
erwiederten, „ſie hätten in ihrer Inſtruction, media fürzuſchlagen. 
wie die gravamina religionis etwann gehoben werden möchten.“ 

Ihre in dieſer Conferenz niedergeſchriebenen Privatvorſchläge!) 
ſtimmten bis auf einige unweſentliche Punkte mit den Vorſchlä— 
gen der Kaiſerlichen überein, „worüber die evangeliſchen Stände 
um ſo mehr empfindlich wurden, als die Kurſächſiſchen Ge— 
ſandten ſelbſt kurz vorhero der Evangelicorum Gegenerklärungs— 
punkten gebilligt hatten, nun aber in etlichen vornehmen Punk— 
ten widrige Gedanken äußerten.“ Der 47. Artikel der evange- 
liſchen „Fernern Erklärung“ (eben dieſe unbeſchränkte Nullität 
der vota majora) „ſei zu limitiren,“ in contributionibus 
ſollten die majora nur für den „Fall, wann es die Türken⸗ 
Hülfe betreffe“ ſtatthaben; über die Parität der Reichsdeputirten 
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könne man auch auf einem Reichstage ſich vergleichen. In Con⸗ 
tributionsſachen forderte Trautmannsdorf dagegen eine allgemeine 
Giltigkeit der majora, verſprach auch, daß der Kaiſer ſo viel 
Reichshofräthe evangeliſcher Religion ernennen werde, um in 
allen, die Religion „auf einerlei Weiſe“ berührenden Verhand- 
lungen ein paritätiſches Richtercollegium einzuſetzen und ſtellte 
überhaupt den Grundſatz als maßgebend auf!): „Die in causis 
religionis ſtreitige Fälle, ſollten per amicabilem compositionem 
von beider Religion Zugethanen ausgetragen werden.“ 

Einen Monat jpäter ſtellte Graf Trautmannsdorf den Evan— 
geliſchen die unterdeſſen von dem katholiſchen Theil eingereichten 
„Weiteren und endlichen Compoſitionsvorſchläge“ (6. Juli) zu, 
und ließ ſie dabei bitten, „daß man das Werk nicht ſo ſchwer 
mache, weil ſie nicht befinden könnten, wie die Katholiſchen in 
dieſem Punkte ein mehreres thun könnten.“ Bezüglich der 
Stimmenmehrheit erklärten fie darin ?): „Daß in Religionsſtrei⸗ 
tigkeiten und denen hierüber aufgerichteten Verträgen, auch da— 
raus entſtehenden zweifelhaftigen Quaestionibus die Majora 
nicht ſollen ſtatt haben, mag auf Reichs- Deputation- Kreis⸗ 
und andern dergleichen Conventibus nachgegeben werden. Was 
aber Contribution und andere den statum publicum Imperii 
betreffende Sachen anlangt, ſoll es billig bei dem im Heiligen 
Römiſchen Reich hergebrachten modo eoneludendi per majora 
verbleiben, in Betrachtung ſonſt kein Mittel zu finden, wie zu 
einigem Reichs-Schluß zu gelangen fein werde.“ m 

Es iſt kaum möglich, das, was an der Forderung, die Come 
petenz der Mehrheitsbeſchlüſſe in Reichsangelegenheiten auszu— 
ſchließen, berechtigt, was unberechtigt war, richtiger und ſchärfer 
auszuſprechen, als es hier von den Katholiſchen geſchah. 

Von Neuem begannen im November wieder Conferenzen 
beiderſeitiger Abgeordneten in Münſter, aber der Erfolg war 
gering. Kein Theil wollte dem andern noch mehr weichen. „So 
nahmen,“ wie ſie das bei jeder Forderung, die ſie allein nicht 
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durchſetzen konnten, zu thun pflegten — „die Evangeliſchen ihre 
Zuflucht zu den ſchwediſchen Legat Salvium“ .), weil fie „un⸗ 
möglich die Schweden vorbei gehen kunten,“ damit durch „ihre In— 
terpoſition und Auctorität“ das Gewünſchte erreicht würde. Sal⸗ 
vius ſollte direct mit Graf Trautmannsdorf verhandeln. Der ge— 
wandte Schwede hatte zu dem Ende die Religionsbeſchwerden der 
Proteſtanten nach ihrem letzten Wortlaut ins Lateiniſche übertragen 
und beſtand darauf, daß ſie nach ſeinem Project in das Frie— 
densinſtrument aufgenommen würden. Als daher die Kaiſer— 
lichen für die Berathung die von ihnen und den katholiſchen 
Vertretern zuletzt verfaßten Compoſitionsvorſchläge zu Grunde 
legten, wurde die Handlung gänzlich abgebrochen und Salvius 
ging wieder nach Osnabrück. Um aber nichts unverſucht zu 
laſſen, verfaßten die katholiſchen Stände gemeinſam mit den 
Kaiſerlichen „der Katholiſchen endliche Erklärung,“ datirt vom 
letzten November 1646, in der ſie „in die äußerſten Mittel ein⸗ 
gewilligt hätten, die auch Ihre Kaiſerliche Majeſtät anderwärts 
nicht thun könnten noch wollten.“ Die große Gefahr, die ent- 
ſtehen werde, wenn man auf Stimmenmehrheit jedesmal nad) - 
Belieben nicht mehr zu Werke gehen wolle, ſetzen ſie darin ſehr 
beredt auseinander. „Demnach,“ ſchreiben ſie ?), „auch vielfäl— 
tige Fragen vor dieſem entſtanden, ob in Religionsſtreitigkeiten 
und denen hierüber aufgerichteten Verträgen, auch daraus ent— 
ſtehenden zweifelhafftigen Quaestionibus die mehrere Stimmen 
auf Reichs- Deputation- Krayß- und andern dergleichen Zuſam— 
menkünften ſtatt haben ſollen; Alſo iſt verglichen, daß man 
hinführo in ſolchen Fällen und was denſelben anhängt, die 
mehrern Stimmen (es wäre dann Sach, daß man ſich in be— 
gebenden Fällen darzu beſonders einhellig verbinden thät) nicht 
fürdringen, ſondern diß Orts auf einhellige Zuſammenſtimmung 
aller derjenigen, ſo darbei zu gewinnen oder zu verlieren haben 
möchten, geſehen werden ſolle.“ 
„Was aber andere den Statum publicum imperii und die 


1) Ebend. S. 423. — 2) Ebend. S. 442. 


Men 


Kriegs-Anſchläge betreffende Sachen anlangt, ſoll es billig bei 
dem im Heiligen Römiſchen Reich hergebrachten modo conclu- 
dendi per majora verbleiben; in Betrachtung ſonſt kein Mittel 
zu finden, wie zu einigem gemeinen Reichs-Schluß zu gelangen 
ſein werde; jedoch ſolle denjenigen Ständen, welche wegen un— 
gleicher Anſchläge oder anderweits zugeſtandener Unvermöglichkeit, 
auf die gemeiniglich bewilligte Hülffen zu gefolgen, ſich under- 
möglich befinden, ihre Nothdurfft jeweils bei Ihrer Kaiſerlichen 
Majeſtät abſonderlich anzubringen, unbenommen ſein.“ 

In Bezug auf die Parität der Richter bemerken ſie, daß 
der Kaiſer „ſich erbötig gemacht, etliche Subjecta der Augspurg⸗ 
iſchen Confeſſion zugethan, in Dero Kaiſerlichen Reichs-Hof⸗Rath 
anzunehmen, auf daß die paritas numeri in causis den Reli⸗ 
gionsfrieden betreffend, deſto beſſer beobachtet werden könne“ und 
deßhalb dieſe Beſchwerde der Proteſtanten in Wegfall komme; 
was ſonſt über Reorganiſation und Vermehrung der Gerichtshöfe 
vorgeſchlagen, gehöre vor den nächſten Reichstag. 

Auf dieſe Erklärung der Katholiſchen erfolgte zunächſt keine 
Rückäußerung der Evangeliſchen. Dieſe vereinbarten vielmehr 
mit den ſchwediſchen Geſandten, um nichts zu unternehmen, mit 
dem die „Herren Schwediſchen übel zufrieden ſein möchten,“ daß 
ſie ſich gegenſeitig unterſtützen würden, und daß die Erledigung 
der evangeliſchen Religionsbeſchwerden von der Erledigung der 
vom Reich den Schweden zu leiſtenden Satisfaction und umge— 
kehrt ſolle abhängig gemacht werden. Dieſes von ihnen „opus 
catenatum“ genannte Werk zu betreiben, umgingen fie die für 
die gravamina eingeſetzte Deputation der katholiſchen Stände 
und wandten ſich in Gemeinſchaft mit den Schweden an die 
kaiſerliche Geſandtſchaft in Osnabrück, welche denn auch, in der 
Hoffnung einer endlichen Löſung, auf den Vorſchlag einging. 
Die gemeinſamen Sitzungen begannen Ende Januar 1647. 
evangeliſcher Seits hatte man einen engern Ausſchuß gewählt, der 
ſich aus dem Altenburgiſchen Geſandten Thumshirn, den beiden 
Braunſchweigiſchen Langerbeck und Lampadius, dem gräflichen 
Geſandten Geiſſel und dem ſtädtiſchen Oehlhafen zuſammenſetzte. 
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Vertreter der ſchwediſchen Geſandtſchaft war der gewandte Sal— 
vius, welcher „ſtatt derer Evangelicorum das Wort mit großem 
Nachdruck und Herzhaftigkeit führte.“ Von Seite der kaiſerlichen 
Geſandtſchaft führten namentlich Graf Trautmannsdorf ſelbſt und 
der öſterreichiſche bevollmächtigte Volmar die Verhandlung. In 
der dritten Sitzung am 6. Februar 1647, welche an die vier 
Stunden dauerte, gelangte man an die in Frage ſtehenden 
Punkte. Die Verhandlung war nach dem Protocoll dieſe: 

Zunächſt hatte ſchon der ſchwediſche Geſandte Salvius her— 
vorgehoben, „daß die Evangeliſchen jederzeit ſtatuiret, Aula 
caesarea ſei nicht forum competeus in causis ecclesiastieis,“ 
worauf Graf Trautmannsdorf erwiederte, da Se. Majeſtät an allen 
Gerichtshöfen für Religionsſachen pares numero einſetzen wolle, 
ſo ſehe man nicht ein, was für Bedenken noch vorlägen, zumal 
man ja auch zugebe, daß vorfallende Zweifel auf Reichstagen 
und ſonſt durch gütlichen Vergleich geſchlichtet werden ſollten. 
Daß man auf Reichs- u. ſ. w. tagen die abſtimmenden Stände 
aus jeder Confeſſion gleichzählig ſtellen wolle, gaben die Kaiſer⸗ 
lichen zu, welche Stände aber nen zu ernennen, das möge auf 
dem Reichstage ſelbſt erledigt werden. 

„Wegen der majora vota,“ begann dann wieder Salvius ), 
begehrten zwar die Katholiſchen, daß in Contribution- und an= 
dern dergleichen Sachen die majora gelten ſollten, doch würde 
man billiger Weiſe bei dem Evangeliſchen Aufſatz verbl eie 

Trautm.: Gebe dissolutionem Imperii. 

Volmar: Sei ja juris gentium, wo wolle man ſonſt 
zum concluso kommen? b 

Langerbeck: Die Evangeliſchen wären bishero in posses- 
sione vel quasi geweſen, in Contributionsſachen ſich nicht über- 
ſtimmen zu laſſen, allegirte unter andern das Exempel de 
Anno 1623. . 

Trautm.: Doch hätten es die meiſten gezahlt. 
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Langerbeck: Wüßte gleichwohl nicht, es möchten etliche 
wenig per vim majorem darzu genöthigt ſein. 

Trautm.: Die Quaestio ſei, ob in ſolchen Sachen die 
majora gelten ſollten? 

Thumshirn: Die Contributiones wären freiwillig. 

Trautm.: Wie machen es die Fürſten in ihren Landen? 

Thumshirn: Wäre ratio diversitatis unter mere sub- 
ditis und freien Reichsſtänden. 

Langerbeck ſetzte nun auseinander, daß im katholiſchen 
Fürſtenrath viele Biſchöfe und Prälaten mit geringer Geldanlage 
über die Säckel und eine große Geldſumme der ge 
Stände abvotirten u. ſ. w. 

Trautm.: Wie aber zu machen? v. g. wann der Türd 
aufwachet? b 

Langerb.: Die Ungariſche Türcken-Hülfe wäre ohne dieß 
freiwillig. x 
Trautm.: Nun, Nun, man werde es ſehen u. |. w. Hielte 
dafür, es wäre keine Anlag mehr privilegirt als dieſe; man 
werde es einmal mit Schaden inne werden. 

Otto: Es ſei eine alte Klag, die Katholiſchen wären zu 
leicht angelegt. 

Trantm.: Die Reichs⸗Matrikul fer ja gemacht worden, da 
alles noch katholiſch geweſen Anno 1521. Die Katholiſchen be⸗ 
ſchwerten ſich vielmehr, daß ſie höher und ſtärker angelegt nn 
als die Evangeliſchen. 

Langerb.: Ob das Reich contribuiren ſolle und wolle 
zum Türckenkrieg in Ungarn, oder anderswo extra Imperium, 
das ſei extra controversiam freiwillig; ob aber die majora 
hierüber und ſonſten gelten ſollten oder nicht, das ſei kein neuer 
Streit, ſondern, wie bekannt, auf vielen Conventen fürkommen. 

Trautm.: Wie wolle man es denn machen? 

Salvins, Thumshirn, Langerb.: Man müſſe dar⸗ 
auf denken u. ſ. w. Gott werde wohl Mittel geben. 

Das war nun freilich ein ſchlechter Troſt; er bezeichnet aber 
die Geſinnung der „Herren Schwediſchen.“ 2 
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Dieſe mündlichen Conferenzen und die unmittelbar darauf 
folgenden Verhandlungen zeigten aber bis zur Evidenz, daß in 
der bisherigen Weiſe keine Vereinigung zu erreichen war. Man 
blieb immer auf demſelben Punkte ſtehen. Alle Bemühungen 
ſcheiterten an dem feſten Entſchluſſe der Proteſtanten, das Recht 
der Stimmenmehrheit auf den Reichstagen in Reichsſteuerſachen 
nicht anzuerkennen. Da ſchlug endlich der kaiſerliche Geſandte 
den Weg ein, welcher unter den gegebenen traurigen Verhält— 
niſſen allein zu einem, einiger Maßen befriedigenden Ziele füh— 
ren konnte, um Deutſchland vor dem unermeßlichen Unglück 
eines gänzlichen Scheiterns der Friedensverhandlungen zu ſchützen, 
wodurch das erſchöpfte Reich einem neuen Kriege und dem ſichern 
Untergange wäre entgegengeführt worden. Er machte nämlich 
den Vorſchlag, die Fragen über Geltung der Stimmenmehrheit 
zu trennen, und die, bezüglich der Stimmenmehrheit in Contri— 
butionsſachen, auf den nächſten Reichstag zu verweiſen. Wie 
ſchwer ihm dieſe Nachgiebigkeit geworden, und wie richtig er die 
Bedeutung des Contributionsrechtes des Reiches erkannte, erhellt 
ſchon aus ſeiner vorher mitgetheilten mündlichen Erklärung in 
der Conferenz, daß die Verweigerung deſſelben zur „Auflöſung 
des Reiches“ führe. Dennoch glaubte er, dieſes Opfer bringen 
zu müſſen, um den ſo nothwendigen Frieden zu ermöglichen. 
Auch die katholiſchen Stände willigten nur ungern in dieſen 
Vorſchlag ein, weil ſie ſich nicht verhehlen konnten, daß dadurch 
die Kraft des Reiches gebrochen ſei; ſie gaben aber dennoch am 
14. März 1648 auf den dringenden Wunſch des kaiſerlichen 
Geſandten ihre Zuſtimmung. Damit war denn der Boden für 
eine Verſtändigung gewonnen. 

So kam denn endlich nach unſäglichen Mühen und Zwi⸗ 
ſtigkeiten der Weſtphäliſche Friede mit ſeinen Beſtimmungen über 
Stimmenmehrheit und Parität in Religionsſachen zu Stande. 
Wir theilen die hauptſächlichſten derſelben mit. 

Der Artikel 5 des erſten Theiles dieſes Friedens handelt 
von den ion beter als Urſache des Dreißigjährigen 
Krieges.“ 
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Der Eingang deſſelben lautet: „Da aber die Beſchwerden, 
welche ſich zwiſchen den Kurfürſten, Fürſten und Ständen des 
Reiches beider Religionen entſponnen hatten, großentheils Ur- 
ſache und Veranlaſſung zu gegenwärtigem Kriege gegeben haben, 
ſo wurde 19 folgender Vergleich getroffen.“ 

Im 8. 1 wird der Paſſauer Vertrag und der Augsburger 
Religionsfrieden, wie auch alle ſpäteren Reichsabſchiede mit ähn⸗ 
lichen Dispoſitionen von Neuem beitätigt. - 

Was „im gegenwärtigen Vergleich wegen einiger ſtrei— 
tigen Punkte durch einſtimmigen Beſchluß der Parteien 
feſtgeſetzt wurde, das ſoll als ewig giltige Auslegung des 
erwähnten Friedens bei allen Gerichten und überall in ſo lange 
gehalten werden, bis man ſich durch Gottes W wegen der 
Religion ſelbſt verglichen haben wird.“ 

„In allem Uebrigen aber ſoll che allen Kurfürſten, 
Fürſten und Ständen beider Religion eine genaue gegen⸗— 
ſeitige Gleichheit ſtattſinden, wie dieſelbe der Form des 
gemeinen Weſens, den Reichsgeſetzen und der gegenwärtigen Ue— 
bereinkunſt gemäß iſt; ſo daß, was dem einem Theile 
recht iſt, auch dem anderen Theile recht ſei, wobei alle 
Gewaltthätigkeit wie Thätlichkeit, wie ſonſt, ſo auch hier, auf 
ewig verboten ſein ſoll.“ 

Nach F. 2 wird in kirchlichen Angelegenheiten alles auf 
den Stand vom 1. Januar 1624 zurückgeführt. 

§. 29 am Schluß: „Und es ſoll keinem Theile erlaubt ſein, 
den andern in ſeiner Religionsübung, in ſeinen Kirchengebräuchen 
und Ceremonien zu ſtören; ſondern es ſollen die Bürger fried⸗ 
lich und freundlich beiſammen wohnen und auf beiden Seiten 
die Ausübung ihrer Religion und den Gebrauch ihrer Güter 
frei haben.“ 

Die Ueberſchrift des §. 31 lautet: „Evangeliſche Untertha⸗ 
nen katholiſcher Stände ſollen ihre Religionsübung nach der 
Norm des Jahres 1624 mit allen Zugehörungen haben. Be⸗ 
zeichnung dieſer Zugehörungen.“ - 

Im Verlaufe des Paragraphen heißt es dann: „Unter 
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ſolche Zugehörungen werden gerechnet: die Beſetzung der Conſi— 
ſtorien, der Schul- und Kirchendiener, das Patronatsrecht und 
andere ähnliche Rechte. Auch ſollen ſie im Beſitze aller zur be— 
ſagten Zeit innegehabten Kirchen, Stiftungen, Klöſter, Hospi— 
täler, mit allen Zugehörungen, Einkünften und Vergrößerungen 
bleiben.“ 

8. 50. „Die Obrigfeiten beider Religionen ſollen mit Ernſt 
und Strenge verhüten, daß nicht Jemand öffentlich oder priva⸗ 
tim, in Predigten, Lehren, Disputationen, Schriften oder Rath⸗ 
ſchlägen den Paſſauer Vertrag, den Religionsfrieden und ins⸗ 
beſondere gegenwärtige Erklärung und Vertrag beſtreite, oder in 
Zweifel ziehe, oder widrige Behauptungen daraus abzuleiten 
ſich unterſtehe.“ 

§. 51. „Auf den gegelt egen Reichsdeputations⸗-Conventen 
ſoll die Zahl aus den Ständen beider Religionen gleich ſein; 
über die Perſonen aber oder über die beizuziehenden Reichs- 
ſtände ſollen auf dem nächſten Reichstage Beſtimmungen getrof— 
fen, werden. In ſolchen Conventen und allgemeinen Reichstagen. 
ſie mögen aus einem, oder zwei, oder drei Reichscollegien, bei 
welcher Gelegenheit oder zu welchen Geſchäften immer abgeordnet 
werden, ſoll die Zahl der Abgeordneten von beiden Religions- 
ſtänden gleich ſein. Würden durch außerordentliche Commiſſionen 
Gegenſtände im Reiche zu erledigen ſein, jo ſollen, wenn die. 
Sache blos die evangeliſchen Stände betrifft, allein Abgeordnete 
dieſer Religion, wenn ſie Katholiken betrifft, blos katholiſche, 
wenn ſie aber katholiſche und evangeliſche Stände angeht, Abge⸗ 
ordnete gleicher Zahl von beiden Religionen ernannt und be= 
ſtellt werden.“ 

8. 52 hat die Ueberſchrift: „Mehrheit der Stimmen 
ſoll in Religions ſachen u. ſ. w. nicht ſtattfinden“ 
und beſtimmt: „In Religions- und allen andern Ber- 
handlungen, in denen die Stände nicht als Ein 
Körper angeſehen werden können, eben ſo auch, wenn 
die katholiſchen und evangeliſchen Stände ſich in 
zwei Parteien theilen, ſoll der Streit nur durch 
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gütlichen Vergleich beigelegt, und nicht auf die 
Mehrheit der Stimmen geachtet werden. Was aber 
die Mehrheit der Stimmen in den Contributionsſachen anlangt, 
ſo ſoll dieſer Gegenſtand, da er bei der gegenwärtigen Verſamm⸗ 
lung nicht erledigt werden konnte, bis zum nächſten Reichstag 
verſchoben werden.“ f 

§. 53 handelt von dem Reichskammergericht, 88. 55 und 
56 von dem Reichshofrath, und beſtimmen, daß auch dort die 
Aſſeſſoren in gleicher Anzahl von beiden Religionen genommen 
werden müſſen. 

Das ſind die weſentlichſten principiellen Beſtimmungen des 
Vertrags zwiſchen Katholiken und Peoteftanten im Wee 
Frieden über den Religionsſtand. 

Wir können fie auf drei Grundſätze. zortichuhrech 

1) In allen Religionsſachen darf auf den Reichstagen und 
in allen Reichs⸗Commiſſionen „nicht auf die Mehrheit der 
Stimmen geachtet werden;“ Streitigkeiten unter beiden 
Religionstheilen dürfen „nur durch güfliden Vergleich 
beigelegt“ werden. 

2) Zu den Religionsſachen gehören auch die „Zugehörun— 
gen.“ Dazu werden insbeſondere gerechnet, die Beſetzungen der 
Kirchen⸗ und Schulſtellen, und der freie Beſitz des Kirchen- und 
Stiftungsvermögens. Auch in der freien Uebung der Religion, 
der Kirchengebräuche und Ceremonien darf kein Theil den an⸗ 
deren ſtören. 

3) In den Reichsdeputations-Conventen ſoll die Zahl der 
Mitglieder von beiden Religionsſtänden gleich ſein, auch wenn 
ſie nicht über Religionsſachen berathen. Aehnliches gilt von 
den Aſſeſſoren beim Reichs-Kammergericht und beim Reichshofrath. 


VI. Fragen wir nun, ob dieſe Vertragsbeſtimmun⸗ 
gen des Religionsfriedens zwiſchen Katholiken und 
Proteſtanten auch jetzt noch Giltigkeit haben? 

Darauf antworte ich zunächſt, daß ich mich auf eine Un⸗ 
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terſuchung ihrer formellen Giltigkeit hier nicht näher einlaſſe. 
Sehr angeſehene Rechtsgelehrte nehmen keinen Anſtand, ſie zu 
bejahen und mit Gründen zu unterſtützen, welche kaum wi— 
verlegt werden können ). Von dieſer formellen Rechtsgiltigkeit 
ſehe ich aber hier um ſo mehr ab, da ſich ja unſere Zeitge— 
noſſen über formelle Rechtsbedenken leicht hinwegſetzen, wenn ſie 
ſachliche Gründe und vermeintliche Intereſſen des allgemeinen 
Wohles dafür zu haben glanben. 

Was dagegen ihre innere, materielle Berechtigung angeht, 
ſo behaupte ich, daß jene Vertragsbeſtimmungen des Religions— 
friedens in der Natur der Dinge ſelbſt begründet ſind; daß 
ſie jetzt, wie damals, die allein gerechte, vernünftige und 
mögliche Grundlage des religiöſen Friedens für ein Volk ent— 
halten, welches im Glauben geſpalten iſt, und daß endlich 
außerhalb dieſer Grundlagen nur Kampf, Gewaltthätigkeit, 
Unterdrückung und Gewiſſensknechtſchaft liegt, und in Verbindung 
damit die tiefſte Beſchädigung aller wahren Intereſſen des Vater— 
landes. 5 5 
Nach den Erfahrungen, welche die deutſche Nation von der 
Zeit der Glaubensſpaltung an bis zum Weſtphäliſchen Frieden 
gemacht hat, bedarf die Richtigkeit vorſtehender Behauptung für 
einen Deutſchen kaum eines Beweiſes. Metz, Toul, Verdun und 
Straßburg, wie alles Blut, das in dieſem Zeitraume, in Folge 
des Religionsſtreites oder unter dem Vorwande deſſelben ver— 
goſſen iſt, beweiſen die Wahrheit derſelben. Die Vertragsbe— 
ſtimmungen des Religionsfriedens waren ihren weſentlichen Prin— 
cipien nach nicht willkürliche, ſondern fie waren naturnothwen— 
dige Ergebniſſe der Anſtrengungen eines ganzen Volkes, in den 
anderthalbhundert Jahren nach der Glaubensſpaltung, um, 
nachdem es die alten Grundlagen des friedlichen 
nationalen Zuſammenlebens mit der Einheit des 
Glaubens verloren hatte, einen neuen gemein— 


1) Klüber, „Völkerrechtliche Beweiſe für die fortwährende Giltigkeit 
des weſtphäliſchen Friedens,“ Erlangen 1841. 
Zöpfl, Deutſches Staatsrecht. Bd. 1. S. 136. 
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ſchaftlichen Boden zum friedlichen Zuſammenleben, 
ie Dauer der Trennung in der Religion zu 
finden. Unter dieſen Anſtrengungen war Deutſchland oft an 
den Rand des Unterganges gerathen. Immer aber, nach allen 
Kämpfen, kehrte bei den Friedens-Verhandlungen unter den im 
Glauben getrennten Parteien dieſelbe Ueberzeugung wieder, 
daß nämlich kein Frieden in Deutſchland unter- 
Katholiken und Proteſtanten mehr möglich ſei, 
als unter gegenſeitiger Anerkennung des Grund- 
ſatzes, daß jeder Religionstheil feine Religions- 
angelegenheiten und die „Zugehörungen“ der Reli— 
gion nur für ſich zu berathen und zu ordnen habe, 
und daß entſtehende Streitigkeiten unter den ver⸗ 
ſchiedenen Religionstheilen nur durch friedlichen 
Vergleich, nicht aber durch Ueberſtimmung des ei— 
nen Religionstheiles durch den anderen, abgemacht 
werden dürften. Dieſe Grundſätze behalten, abgeſehen von 
der Fortdauer und dem Werthe vieler einzelnen Beſtimmungen 
des Weſtphäliſchen Friedens, immer dieſelbe ausſchließliche Be— 
rechtigung, ſo lange die Glaubenstrennung währt; ſie ſind das 
Reſultat der deutſchen Geſchichte in jener langen und bedrängten 
Zeit der Religionskämpfe. Von ihrer ehrlichen Anerkennung 
und Haltung wird in Deutſchland, bis zur Wiedervereinigung 
im Glauben, immerfort der Religionsfriede abhangen. 


VII. Man ſage deshalb nicht, daß der Weſtphäliſche Friede 
ſich nur auf die Reichsſtände bezog; dem deutſchen Volk aber 
keine Rechte gewährte. Das iſt in ſofern unrichtig, als das 
Normaljahr den Religionsſtand und die Religionsübung des 
Volkes, mit allen „Zugehörungen“, gegen jede Beeinträchtigung 
jener Reichsſtände ſchützte, welche dem andern Religionstheile an= 
gehörten. Außerdem aber ſage ich: was damals für die 
Reichsſtän de recht war, das iſt jetzt recht und wahr 
für Alle. Mit größerem Rechte, als die proteſtirenden Stände 
im Jahre 1529 in Speier erklären konnten: „In einer Sache, 
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die Gottes Ehre und ihrer Seelen Wohlfahrt betreffe, könne die 
Mehrheit der Stimmen nicht ſtattfinden,“ können wir Katholiken 
heute dagegen proteſtiren, daß man durch Stimmenmehrheiten 
Andersgläubiger über unſere Religionsſachen verfüge. Jene pro= 
teſtirenden Stände lehnten ſich durch ihre Proteſtation gegen das 
beſtehende Reichsrecht auf, während wir Katholiken, bei unſerem 
Proteſt gegen Mehrheitsbeſchlüſſe in Angelegenheiten unſeres Ge— 
wiſſens und unſerer Religion, alle Beſtimmungen des Religions— 
friedens und des deutſchen Staatsrechtes für uns haben, und 
uns nur gegen offenbare Verletzung des Rechtsbeſtandes ver— 
wahren. Wenn daher die Proteſtanten in den Religionsbeſchwer— 
den, welche ſie am 15. Dezember 1645 bei den Weſtphäliſchen 
Friedensverhandlungen überreichten, bezüglich der Ueberſtimmung 
durch Majorität in Religionsſachen erklärten: „In freiwil⸗ 
ligen und denen Sachen aber, da beider Religion zugethane 
Stände Parteien mit einander machen, und keiner dem andern, 
was er thun oder laſſen ſollte, Maß und Ziel zu ſtecken hat, 
würde aller menſchlicher Vernunft und von Natur 
implantirten Billigkeit zuwiderlaufen, wann eine 
Partei der andern Geſetze geben oder einige Beſchwerdung 
aufdringen follte;“ jo find wir Katholiken gewiß im vollen 
Rechte, wenn wir den Verſuch proteſtantiſcher Mehrheiten, uns 
über unſere Religionsſachen durch Majoritätsbeſchlüſſe Geſetze zu 
geben, auch als ein Unterfangen bezeichnen, welches „aller menſch— 
licher Vernunft und von Natur implantirten Billigkeit zuwider 
fe N - 

Man ſage ferner nicht, um die fortdauernde Giltigkeit jener 
Bedingungen des Religionsfriedens zu beſtreiten, die Befugniſſe 
des alten Reichstages ließen ſich nicht mit denen jetziger conſti⸗ 
tutioneller Verſammlungen vergleichen. Der Reichstag habe nur 
die Stände vertreten, während die letzteren eine Vertretung des 
geſammten Volkes ſeien. In den conſtitutionellen Verſammlungen 
ſtänden ſich deshalb auch nicht mehr die Confeſſionen als Par⸗ 
teien gegenüber, wie damals auf dem Reichstage und auf andern 
Reichsverſammlungen. Das iſt aber nur ein ſcheinbarer Ein— 
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wand, der ſich an formelle Unterſchiede hält, das Weſen der 
Sache aber gar nicht berührt. Dieſes beſteht darin, daß in Religions- 
ſachen die Angehörigen der einen Confeſſion den Anſichten der an— 
dern Confeſſion ſich nicht unterwerfen können und nicht zu unterwer- 
fen brauchen. Das wollten die Beſchwerdeführer der Proteſtanten 
ausſprechen, als ſie auf „die menſchliche Vernunft“ und auf die 
„von Natur implantirte Billigkeit“ ſich beriefen. Das gilt aber 
für conſtitutionelle Verſammlungen ebenfo, wie für die alten 
ſtändiſchen Reichstage. Es iſt ebenfo gegen die menſchliche 
Vernunft und ebenſo gegen die von Natur implantirte 
Billigkeit, wenn Majoritäten conſtitutioneller Verſammlungen 
die Religionsſachen Anderer ordnen wollen, als wenn es der alte 
Reichstag verſucht hätte. Man kann auch durchaus nicht ſagen, 
daß ſich die Trennung in der Religion auf conſtitutionellen Ver⸗ 
ſammlungen weniger gelten macht, als auf ſolchen Verſammlungen, 
die aus den Ständen alter Ordnung hervorgegangen ſind. Die 
Erfahrung der letzten Jahre in Deutſchland 155 vielmehr das 
volle Gegentheil. Die conſtitutionelle Phraſe, daß die Volksver— 
treter das ganze Volk, alſo auch die rechilich 1 Cou⸗ 
feſſionen ohne Unterſchied vertreten, hindert nicht die reale Wirk— 
lichkeit, daß, bei allen religiöſen Fragen in den deutſchen Reichs- 
und Land⸗Tagen, die Proteſtanten und Katholiken, mit wenigen 
Ausnahmen, als geſchloſſene Partei auftreten. Dadurch liegt faſt 
überall das Schickſal der katholiſchen Religionsſachen in den 
Händen der Proteſtanten. Der Umſtand aber, daß zu den Par⸗ 
teien der alten Confeſſionen jetzt noch die große Partei der Con⸗ 
feſſionsloſen hinzugekommen iſt, ändert nichts an dieſer Sachlage. 
Es iſt wahrlich ebenſo, wenn nicht noch mehr, gegen „die menſchliche 
Vernunft“ und gegen alle „von Natur implantirte Billigkeit,“ wenn 
eine Majorität von Männern, die, wie fie felbft-nicht leugnen, nicht 
mehr auf dem Boden des Offenbarungsglaubens ſtehen, über die 
Religionsſachen gläubiger Chriſten entſcheiden will; wie es als 
gegen Vernunft und Billigkeit erachtet wurde, wenn auf den 
Reichstagen die getrennten Religionsparteien e Chriſten 
durch Stimmenmehrheit über einander abſtimmen wollten. Ebenſo, 
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und aus demſelben Grunde wie damals die proteſtantiſchen 
Reichsſtände ſich der Majorität nicht unterwerfen wollten, ebenſo, 
und aus demſelben Grunde können folglich auch wir uns nicht 
der Majorität conſtitutioneller Kammern unterwerfen. 

Man ſage auch drittens nicht, daß die Geſetze, welche in 
den letzten Jahren erlaſſen worden ſind, die Religion gar 
nicht berühren. Dieſe Behauptung kann man nur dadurch 
rechtfertigen, daß man den alten ehrlichen deutſchen Sinn von „Res 
ligionsſachen“ gänzlich ignorirt, und an deſſen Stelle einen will— 
kürlichen neuentdeckten und inhaltsloſen Begriff unterſchiebt. 
Was Katholiken und Proteſtanten von jeher und zu allen Zeiten 
unter Religionsſachen verſtanden haben, iſt in Deutſchland nie 
zweifelhaft geweſen. Im Weſtphäliſchen Frieden findet ſich der 
Inhalt dieſes Begriffes genau angegeben, und in den Friedens⸗ 
verhandlungen findet ſich keine Spur davon, daß hierüber auch 
nur die mindeſte Meinungsverſchiedenheit zwiſchen den Religions⸗ 
theilen vorhanden war. Dazu rechnete man, wie wir oben 
ſahen, die Religionsübung, die Religionsgebräuche, die Cere— 
monien, die Anſtellung der Geiſtlichen und Lehrer, den freien 
Beſitz des Kirchenvermögens. Daraus ergibt ſich, daß der ganze 
Inhalt der modernen kirchen-politiſchen Geſetzgebung über Gegen— 
ſtände ſich erſtreckt, welche Katholiken und Proteſtanten nach deutſchem 
Recht und deutſcher Gewohnheit von jeher für Kirchenſachen ge— 
halten haben. Wenn man dagegen dieſen Begriff nach willkür— 
lichem Belieben beſtimmen will, oder nach der Anſicht ſolcher 
Männer, welche entweder gar keine Religion haben, oder alle 
Religion auf innere Seelenſtimmungen reduciren, ſo verfällt man 
damit der reinſten Willkür, und begeht ein unerträgliches Unrecht 
gegen das chriſtliche Volk, welches berechtigt iſt zu fordern, daß 
man es nach ſeinem alten Rechte und nicht nach beliebigen 
Theorien Einzelner behandele. 

Man ſage endlich nicht, um die Berechtigung jener Grund— 
ſätze des Religionsfriedens, dem modernen Staate gegen— 
über zu beſtreiten, was der Abgeordnete Miquel in der Reichs⸗ 
tagsſitzung vom 23. April 1874 äußerte: „Aber die Zeit der 


Concordate ift überhaupt vorüber. Es wird nie mehr gelingen, 
dem Staat die Anerkennung abzuringen, daß die Herrſchaft der 
Geſetze innerhalb Deutſchlands von der Zuſtimmung eines 
fremden Kirchenfürſten abhängt. Wenn darauf der Kampf ge— 
richtet iſt, ſo bin ich überzeugt, die, welche dieſen Satz verfed- 
ten, müſſen unterliegen. Heut iſt ſchon der Kampf faſt auf die 
Spitze gebracht. Sie erklären: wir halten uns zum Widerſtand 
nicht nur berechtigt, ſondern ſogar verpflichtet; ſie negiren direct 
das Recht des Staates, ſeine Souverainetät auszubeuten, ſelbſt 
ſeinerſeits zu definiren: was gehört zu den externis und inter- 
nis der Kirche. Ich, bin der Meinung, daß ein Staat; der das 
Recht aufgibt, ſelbſt kraft eigenen Rechts zu beſtimmen, was 
Rechtens ſei innerhalb ſeines Gebietes, ſich ſelbſt vernichtet. Wenn 
Sie alſo dies von uns verlangen, ſo verlangen ſie etwas Unmög— 
liches, ſo proclamiren ſie einen Kampf auf Tod und Leben 
zwiſchen uns und der katholiſchen Kirche.“ 

In dieſen Worten iſt der Thatbeſtand der eigentlichen Con— 
troverſe durchaus unrichtig angegeben. Wir fordern nicht die Aner— 
kennung ſeitens des Staates, „daß die Herrſchaft der Geſetze inner— 
halb Deutſchlands von der Zuſtimmung eines fremden Kirchen— 
fürſten abhange.“ Eine ſolche Zuſtimmung für alle Geſetze, auch 
die rein bürgerlichen, iſt noch niemals von Katholiken gefordert 
worden; darauf iſt nicht „der Kampf gerichtet.“ Selbſt' die An⸗ 
erkennung, daß Geſetze, welche die Grenze zwiſchen Kirche und 
Staat beſtimmen, von der einſeitigen Entſcheidung eines „fremden 
Kirchenfürſten“ abhangen ſollen, kann nur ein katholiſcher Staat, 
in dem die katholiſche Religion zugleich Staatsreligion iſt, ge— 
währen. Dies alſo iſt nicht unſere Forderung. Wir negiren 
deßhalb auch nicht, in dem Sinne, wie Miquel es meint „das Recht 
des Staates, ſeine Souverainetät auszubeuten, ſelbſt ſeinerſeits zu 
definiren: was gehört zu den externis und internis der Kirche.“ 
Wir beſtreiten endlich nicht das Recht des Staates „kraft eigenen 
Rechts zu beſtimmen, was Rechtens ſei innerhalb ſeines Gebietes.“ 
Unſer Verlangen iſt nicht, daß das deutſche Reich ſich von Rom aus 
mit gebundenen Händen und willenlos die Grenzen ſeiner Befugniſſe 
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dictiren laſſe, ſondern daß es ehrlich anerkenne, daß es in Religions— 
ſachen nicht zu entſcheiden habe, daß namentlich auf ſeinen Reichs- 
und Landesverſammlungen Majoritäten in Religionsſachen, nach 
altem deutſchen Rechte und nach der Natur der Dinge, nicht gel— 
ten dürfen, und daß endlich zu Religionsſachen jene Angelegen— 
heiten gerechnet werden müſſen, welche von jeher und zu allen 
Zeiten in Deutſchland von Katholiken und Proteſtanten dazu ge— 
rechnet worden ſind. Man erkennt leicht den großen Unterſchied 
zwiſchen jenen angeblichen Forderungen, welche der Abgeordnete 
Miquel uns unterſtellt, und denen, welche wir in der That ver— 
treten. Die letzteren ſind ganz und gar identiſch mit alle dem, 
was vom Paſſauer Frieden an bis zum Weſtpbhäliſchen Frieden, 
und von dau an bis zum Untergange des deutſchen Reiches alle 
wohlwollenden und verſtändigen Männer beider Religionspar— 
teien für das einzig Mögliche gehalten haben, um im Frieden 
auf deutſcher Erde zu leben. Selbſtbeſchränkung der 
Staatsgewalt fordern wir, nicht blin de Unterwerfung 
fie fremde Autorität Es gehört zu den Ver— 
wüſtungen, welche die abſtracten Begriffe vom „modernen Staat“ 
angerichtet haben, daß jede Forderung der Selbſtbeſchränkung als 
ein Attentat auf die Souverainetät des Staates angeſehen wird. 

Wir glauben daher auch nicht, daß „die Zeit der Concor⸗ 
date überhaupt vorüber iſt.“ Wenn der Weſtphäliſche Friede be— 
ſtimmte, daß bei Religionsſtreitigkeiten der Streit nur „durch 
gütliche Vereinigung beigelegt und nicht auf die Mehrheit der 
Stimmen geachtet werden ſoll,“ ſo liegt in dieſem großen und 
gerechten Princip auch ſchon das Grundprincip der Concordate, 
wenn auch hier nur in ſeiner Anwendung auf die Reichsſtände. 
Ebenſo liegt ſelbſt in jenem andern modernen conſtitutionellen 
Princip der Nothwendigkeit der Compromiſſe unter den Factoren der 
Geſetzgebung, auf das man ſich ſo gerne beruft, gleichfalls das 
Grundprincip der Concordate. Man muß Vorurtheile und Un— 
richtigkeiten in dieſen Begriff hineintragen, um darin einen Ver— 
zicht auf das eigene Recht zu finden. Ein Staat, der anerkennt, 
daß Religionsſachen nicht zu ſeiner Competenz gehören, verzichtet 
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nicht auf ſeine Souverainetät, wenn er mit der Kirche über Ge= 
biete, wo Staat und Kirche in einander greifen, ſich in friedlicher 
Weiſe verſtändigt, d. h. Concordate, Compromiſſe abſchließt. 


VIII. Wir müſſen jetzt noch zwei letzte Einwände gegen die 
Berechtigung der Berufung auf die Beſtimmungen des Weſt— 
phäliſchen Friedens ſeitens der Katholiken erwähnen. 

Bekanntlich erhob Papſt Innocenz X. in der Bulle „Zelo _ 
domus“ vom 26. November 1648 einen Proteſt gegen den Weſt⸗ 
phäliſchen Frieden. Daraus haben nun unſere Gegner nicht 
ſelten gefolgert, daß die Katholiken dieſen Frieden nicht aner— 
kennen, noch ſich auf denſelben berufen können. Dieſe Behaup— 
tung gehört aber jener Art unredlicher Polemik an, welche die 
unwahrſten Scheingründe nicht ſcheut, wenn ſie dadurch die Be— 
griffe verwirren kann. 

Der Papſt Innocenz war ſo weit davon entfernt, gegen den 
Frieden ſelbſt zu proteſtiren, daß er vielmehr, kurz nach ſeiner 
Thronbeſteigung ſeinem Nuntius in Münſter, Fabius Chigi, in 
einem apoſtoliſchen Breve vom 5. October 1644 !) ausdrücklich 
befohlen hatte, alle Bemühungen anzuwenden, „damit nun end— 
lich der Friede unter den chriſtlichen Fürſten wieder hergeſtellt 
und die Waffen abgelegt würden, die man beſſer gegen die 
Türken kehren möge.“ Zugleich forderte er ihn allerdings auch 
auf, darüber zu wachen, daß nichts beſchloſſen werde, was der 
Uebung des chriſtlichen Glaubens und der kirchlichen Immunität 
entgegenſtehe. In dieſer päpſtlichen Inſtruction für feinen Ab- 
geſandten iſt ſchon der wahre Sinn ſeines Proteſtes gegen den 
Friedensſchluß angedeutet. Er proteſtirt nicht gegen die Frie— 
densbeſtimmungen, ſondern gegen die Rechtsverletzungen. Auch 
der Wortlaut der Bulle ſtimmt mit dieſer Deutung vollkommen 
überein. Im Eingange ſagt der Papſt, daß der abgeſchloſſene Friede 
Beſtimmungen enthalte, „durch welche die katholiſche Religion, 
der Gottesdienſt, der Apoſtoliſche Stuhl, die römiſche und die ihr 
untergeordneten Kirchen, der geiſtliche Stand, die Jurisdiction, 
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Auctorität, die Freiheiten, Privilegien, Beſitzungen, Güter und 
Rechte der katholiſchen Kirche ſehr beeinträchtigt und in großen 
Nachtheil verſetzt worden ſind.“ Im Anſchluß daran erklärt er 
nun, „daß die beiden angezogenen Friedensinſtrumente und alle 
Artikel derſelben, welche der katholiſchen Religion, dem Gottes— 
dienſte, dem Seelenheile u. ſ. w. Nachtheil bringen, null und 
nichtig ſein ſollen.“ Hier liegt deutlich ausgeſprochen, daß nicht 
gegen den ganzen Inhalt des Friedensvertrages, ſondern nur 
gegen gewiſſe Artikel deſſelben, und zwar gegen jene Pro— 
teſt erhoben werde, welche die Rechte der Kirche verletzen, 
und wodurch die vertragenden Theile ſich Rechte beilegen, welche 
die Kirche ihnen nicht zugeſtehen kann. 

Zu dieſem Proteſte aber hatte der Papſt nicht nur das 
Recht, ſondern auch die Pflicht, um jeden Schein zu vermeiden, 
als ob die Kirche eine Competenz der Staatsgewalt in der Aus— 
dehnung anerkennen könne, wie ſolche die Fürſten durch die 
Beſtimmungen des Weſtphäliſchen Friedens ſich beigelegt hatten. 
Jeder Schein der Anerkennung einer ſolchen Competenz der 
Staatsgewalt hätte die Kirche für alle Zukunft gebunden, und 
ſie rechts- und ſchutzlos der Willkür des Staates übergeben. Bei 
den Weſtphäliſchen Friedensverhandlungen ſprach der franzöſiſche 
Geſandte zum erſten Male das Wort „ſäculariſiren“ aus, 
und einige Beſtimmungen des Friedens enthalten auch in der 
That eine wahre Säculariſation, den Beginn aller jener Be— 
raubungen, welche die Kirche ſpäter erfahren ſollte. In dem— 
ſelben Frieden wurden, im Widerſpruch mit dem Beſitzſtande des 
Paſſauer Friedens und dem im Regensburger Frieden enthaltenen 
geiſtlichen Vorbehalte, die Erzbisthümer Magdeburg und Bremen, 
die Bisthümer Merſeburg, Naumburg, Minden, Brandenburg 
u. ſ. w., die Abteien Hirſchfeld, Quedlinburg den Katholiken entriſ⸗ 
ſen und den Proteſtanten bleibend überwieſen. Im Weſtphäliſchen 
Frieden verfügten weltliche Fürſten über die Jurisdictionsgewalt der 
Biſchöfe, über das Reformationsrecht der weltlichen Fürſten, und 
über eine große Anzahl rein kirchlicher Angelegenheiten. Gegen 
die Principien, welche dieſen Dispoſitionen zu Grunde lagen, 
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mußte der Papſt Proteſt erheben, wenn er nicht der Einführung 
proteſtantiſcher Grundſätze über die Machtbefugniſſe der weltlichen 
Fürſten, und damit geradezu der Vernichtung der katholiſchen 
Kirche in Deutſchland ſtillſchweigend zuſtimmen wollte.“ 

Dagegen beweiſt das ſpätere Verhalten des Papſtes ſelbſt 
und aller feiner Nachfolger, wie auch der Katholiken in Deutſch— 
land, des Kaiſers, der Reichsſtände und des Volkes zur Genüge, 
daß man weit davon entfernt war, deßhalb den Frieden ſelbſt 
in ſeinen berechtigten Beſtimmungen für ungiltig zu halten, ja, 
daß man nicht einmal daran dachte, ſelbſt jene Beſtimmungen 
anzufechten, wozu den friedenſchließenden Mächten, nach katho— 
liſchen Grundſätzen, die Competenz fehlte. Als daher an— 
fänglich einige Stimmen gegen die Giltigkeit des Weſtphä⸗ 
liſchen Friedens ſich erhoben, ſtanden ſofort, mit allgemeiner 
Zuſtimmung, eine große Zahl der angeſehenſten Gelehrten gegen 
ſie auf, welche die volle Giltigkeit deſſelben vertheidigten. Wenn 
jene geſagt hatten, der Friedensſchluß ſei kein freier, ſondern 
durch die Gewalt der Umſtände erzwungener, und deßhalb un- 
giltig, weil zur Giltigkeit eines Vertrages volle beiderſeitige 
Freiheit gehöre; jo antworteten dieſe, daß, abgeſehen von that— 
ſächlicher Richtigkeit jener Behauptung, die Bedingung der Frei— 
heit nur bei Privatverträgen Geltung habe, nicht aber bei öffent— 
lichen Friedensverträgen, da ja ſonſt alle Friedensverträge an- 
gefochten werden, kein Friede mehr ſicher und beſtändig ſein, 
die Unſicherheit allgemein werden, und das ganze Menſchen— 
geſchlecht dem Untergange überliefert würde. Wenn jene geltend 
machten, daß die friedenſchließenden Fürſten ihre Competenz weit 
überſchritten hätten; ſo antworteten dieſe, daß der Weſtphäliſche 
Frieden aus dem äußerſten Nothſtande des deutſchen Volkes her⸗ 
vorgegangen ſei, und daß die Kirche oft auch das Unrecht dulde, 
um dadurch größere Uebel abzuwenden. Einer der letzten Ver- 
theidiger der vollen Giltigkeit des Weſtphäliſchen Friedens am 
Ende des vorigen Jahrhunderts war der gelehrte Jeſuit Anton 
Schmidt, vormals Profeſſor an der Heidelberger Univerſität, in ſei— 
nem Kirchenrecht für Deutſchland, welcher auch gegen die unwahren 
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Behauptungen der Proteſtanten, daß namentlich die Jeſuiten die 
Giltigkeit dieſes Friedens anfeindeten, in Uebereinſtimmung mit 
dem bekannten Canoniſten Barthel, ausdrücklich hervorhob, daß 
insbeſondere auch eine große Anzahl von Jeſuiten die Giltigkeit 
deſſelben bewieſen hätten Das Reſultat ſeiner Unterſuchung über 
den Weſtphäliſchen Frieden faßt aber Schmidt in dem Gedanken 
zuſammen, daß er ohne Zweifel ein Grundgeſetz des 
deutſchen Reiches und eine pragmatiſche Sanction 
ſei: „est lex imperii procul dubio kundamentalis et sanctio 
pragmatica ).“ 


. 1) Instt. jur. eccles. German. accom. ete. edidit Antonius Schmidt, 
“edit. tert. Bambergae 1778. t. I. pp. 104—113. 
Wir wollen hier noch einige Autoritäten für feine Giltigkeit anführen, 
Dr. Heinrich Zöpfl jagt darüber in feinen „Grundſätzen des gemeinen 
deutſchen Staatsrechts“ Th. II. S. 840. Not. 4: „Man hat in neuerer 
Zeit mitunter Zweifel erregen wollen, ob auch die katholiſche Kirche ſich auf 
den weſtphäliſchen Frieden berufen dürfe, weil der Papſt bei deſſen Abſchluſſe 
gegen denſelben proteſtirt habe. Allein 1) iſt von dem Papſte nicht gegen 
den weſtphäliſchen Frieden im Ganzen, ſondern nur gegen einzelne Artikel 
Verwahrung eingelegt worden, und auf dieſe, der katholiſchen e nach⸗ 
theiligen Beſtimmungen wird ſich dieſe auch ſicher nicht berufen. 
eus modi articulos esse irritos, uullos, iniquos“). 2) Der 890 war 
an ſich nicht Contrahent des weſtphäliſchen Friedens, daher auch daraus, daß 
er einige Artikel als den Rechten der katholiſchen Kirche widerſprechend er— 
klärte, nichts gegen die Verbindlichkeit und Giltigkeit des Friedensſchluſſes 
unter den Contrahenten abgeleitet werden kann. 3) Der weſtphäliſche Frieden 
wurde zu allen Zeiten von den katholiſchen, wie von den proteſtantiſchen 
Reichsſtäuden als ein Geſetz und zwar als ein Reichsgrundgeſetz aner⸗ 
kannt, und dieſer Bedeutung iſt durch die päpſtliche Proteſtation gegen einige 
Artikel deſſelben nichts abgebrochen worden. 4) Die Proteſtation, welche 
ein dritter gegen einen Staats vertrag oder ein Geſetz eingelegt, kann nie 
etwas anders bezwecken, noch eine andere Wirkung haben, als die, deſſen 
wirklich oder vermeintlich verletzte Rechte für künftige Zeiten zu wahren, 
wenn veränderte Umſtände erlauben ſollten, ſie wieder zur Geltung zu bringen. 
Sie hindert aber den Proteſtirenden niemals, ſich auf das zu berufen, was 
zu ſeinen Gunſten in dem Staatsvertrage oder Geſetze enthalten iſt. So haben 
auch die deutſchen Standesherren auf dem Wiener Congreſſe gegen die deutſche 
Bundesaete inſoferne Proteſt eingelegt, als ihnen dadurch ihre Landesherr— 
ſchaft nicht zurückgegeben worden iſt, noch iſt es aber Niemanden beigefallen, 


Ein anderer Einwand, welcher von unſeren Gegnern nicht 
ſelten geltend gemacht wird, bezieht ſich nicht nur auf die an— 


deßhalb den Standesherrn zu verwehren, die Rechte in Anſpruch zu nehmen, 
welche ihnen die B.⸗A. Art. 14 einräumt.“ 

Walter ſchreibt in ſeinem „Lehrbuch des Kirchenrechts“ (11. Aufl. 
S. 218.) „Gegen den Reichsabſchied von 1555 und den weſtphäliſchen 
Frieden, inſofern dadurch die Kirche verletzt wurde, legten die PäpſteProteſtationen 
ein, die jedoch die Verbindlichkeit dieſer Verträge für die Contrahenten ſelbſt 
und deren Nachfolger nicht aufgehoben haben“, und macht hierzu dieſe An⸗ 
merkung. „Die Vergleiche von 1555. und 1648 ſind in dem Beſtreben, einen 
dauernden Friedenszuſtand unter den verſchiedenen Religionsparteien zu be⸗ 
gründen, nicht nur höchſt achtbar, ſondern laſſen ſich auch politiſch ſehr gut 
rechtfertigen, weil nach der damaligen Lage der Dinge, um dem Blutver- 
gießen Einhalt zu thun, kein anderer Weg offen ſtand. Allein aus dem 
juriſtiſchen Standpunkt betrachtet, lag darin allerdings eine Rechtsverletzung 
gegen die katholiſche Kirche, denn erſtlich, das für geiſtliche Zwecke beſtimmte 
und geſtiftete Vermögen war Eigenthum der Kirchen und Corporationen, 
nicht der Individuen. Nach dieſem Grundſatz hätte das Kirchengut dem 
katholiſchen Theile verbleiben, oder darüber eine gütliche Abkunft getroffen 
werden müſſen, was aber nicht geſchah. Zweitens, als die paeiscirenden 
politiſchen Mächte über das faetiſch deeupirte Kirchengut verfügten, nahmen 
ſie eine Veräußerung deſſelben vor, die nach den bisherigen geiſtlichen und 
weltlichen Rechten nur durch den Biſchof, zum Theil ſogar nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Papſtes geſchehen konnte. Drittens endlich haben jene Frie⸗ 
densſchlüſſe allein aus ſich manches über die Aufhebung und die innern Ein⸗ 
richtungen von Bisthümern und Kapiteln verordnet, wobei nach den alten 
anerkannten Rechten die Mitwirkung des Papſtes nothwendig geweſen wäre. 
Die Proteſtation war daher nur eine Verwahrung, die der Papſt ſeiner 
Stellung und ſeinem Gewiſſen ſchuldig war, die jedoch in die äußere Rechts⸗ 
ordnung nirgends mehr ſtörend eingreifen kann. Dieſes erkennen auch Mit⸗ 
glieder des römiſchen Hofes an.“ 

Döllinger aber urtheilte ehedem in ſeinem Buche „Kirche und Kir⸗ 
chen“ u. ſ. w. (S. 49): „Ich muß das paradox klingende Geſtändniß ablegen: 
ich freue mich, daß damals doch Ein Mann in Europa gefunden wurde, der 
gegen jenen Weſtphäliſchen Frieden im Namen Gottes und des chriſtlichen 
Gewiſſens Proteſt einlegte, und daß dieſer Mann gerade der Träger des 
höchſten kirchlichen Amtes auf Erden war. Denn wahrlich nicht deßhalb hat 
der Papſt proteſtirt, weil er etwa überhaupt keinen gerechten Frieden zwiſchen 
Proteſtanten und Katholiken wollte — die ganze nachherige Geſchichte hat das Ge⸗ 
geniheil bewieſen, — ſondern weil es galt und für ihn in der That hohe 
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gebliche Verwerfung des Weſtphäliſchen Friedens, ſondern über— 
haupt auf jede geſetzliche Regelung des Verhältniſſes zwiſchen 
Kirche und Staat, im Sinne einer vollen bürgerlichen Parität. 
Man behauptet nämlich, daß wir, nach unſeren katholiſchen Grund— 
ſätzen, paritätiſchen Friedensbeſtimmungen nicht mit voller Auf— 
richtigkeit zuſtimmen könnten, und vielmehr immer geneigt ſein 
müßten, ſie zu brechen, ſobald wir die Macht in Händen hätten. 
Das iſt ein Lieblingsgedanke des Liberalismus, welcher immer 
verwendet wird, wenn es ſich darum handelt, Rechte der Katholiken 
zu kränken, und ihre Berufung auf Parität und Freiheit mit 
Hohn zurückzuweiſen. 

Zum Beweiſe der vollen Nichtigkeit dieſer Behauptung ges 
nügt es auf die Thatſache hinzuweiſen, daß in allen Ländern 
mit verfaſſungsmäßiger Parität die Katholiken die treueſten Ver— 
theidiger der Verfaſſung ſind, während unſere Gegner ohne Un— 
terlaß daran arbeiten, ſie nach ihren Intereſſen zu verändern und 


Pflicht war, gegen ein tief unſittliches und unchriſtliche Prineip(eujus regio ejus 
religio) Verwahrung einzulegen, welches dieſem ganzen Friedensſchluß hinſichtlich 
der religiöſen Stipulationen zu Grunde gelegt war . . . Es iſt wahr, der Papſt 
ſtellte ſich in ſeiner Bulle auf den excluſiven Standpunkt, wonach er alle Ab— 
tretungen von katholiſchen Bisthümern und Kirchengütern an proteſtantiſche 
Fürſten und jede weitere Ausbreitung des Proteſtantismus als Dinge, die 
er nicht billigen könne, gegen die er Verwahrung einlegen müſſe, bezeichnete. 
Die Lage der Dinge muß erwogen und in Rechnung gebracht werden, wenn 
es ſich um einen Vertrag handelt, durch welchen mit keiner oder ſehr 
ſch wacher Sicherheit für die Freiheit des Bekenntniſſes fo vieler Ka— 
tholiken, jo viele ehemals katholiſche Gebiete und Beſitzungeu an proteſtantiſche 
Gewalten abgetreten wurden. Damals konnte der Oberhirt der 
Kirche doch wirklich nichts Anders thun, als Verwahrung 
einlegen gegen Abtretungen und Zugeſtändniſſe, in Folge 
deren eine beträchtliche Anzahl von Seelen der Kirche ver— 
loren gehen mußten .. . Die päpſtliche Verwerfung des Friedensſchluſ⸗ 
ſes hatte alſo nur die Bedeutung einer vom kirchlichen Standpunkt 
aus verhängten Cen ſux und Mißbilligung. Kein Fürſt hat je die Giltig⸗ 
feit des weſtphäliſchen Friedens mit Berufung auf das römiſche Urtheil in Frage 
geſtellt, und die Theologen haben ſtets gelehrt, daß hier eine päpſtliche Ent⸗ 
bindung von der Verpflichtung gar nicht eintreten könne.“ (Zum Beweiſe 
beruft er ſich dann auf den Jeſuiten Laymann). f 
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umzugeſtalten. Wir wollen aber auf dieſe Behauptung noch 
etwas näher eingehen. 
Die katholiſche Kirche lehrt zwar, und wird es immer lehren, 
daß nach dem Worte Gottes jede Gewalt, auch die weltliche, von 
Gott und daher dem Willen Gottes unterworfen iſt. Sie lehrt 
ferner, daß aus dieſem Grunde auch der Staat die Pflicht hat, 
die Religion zu beſchützen, und daß auf dieſen Schutz nicht jedes 
beliebige Religionsbekenntniß, ſondern nur die wahre Religion 
Anſpruch hat. Dieſe Grundſätze haben aber nicht nur die Ka— 
tholiken als wahr anerkannt, ſondern ebenſo auch alle Proteſtan— 
ten, ihre Fürſten, ihre Regierungen und ihre Theologen, bis 
gegen Ende des vorigen Jahrhunderts. Nach dieſen Grundſätzen 
haben ſie gehandelt und regiert in Deutſchland wie in England, 
und diejenigen, welche dem Bekenntniſſe des jeweiligen Landes— 
herrn nicht huldigten, mit ſchweren Strafen oder mit Lan⸗ 
desverweiſung belegt. Die proteſtantiſchen Fürſten, welche ſich 
der Entſcheidung des Lehramts der katholiſchen Kirche über die 
wahre Religion nicht mehr unterwerfen wollten, nahmen nun— 
mehr die Entſcheidung dieſer höchſten und wichtigſten Frage des 
Menſchengeſchlechtes für ſich allein, mit Ausſchluß ihrer Unter⸗ 
thanen, in Anſpruch. Sie legten ſich dadurch praktiſch eine Art 
lehramtlicher Unfehlbarkeit bei, die ſie in der katholiſchen Kirche 
verwarfen. Indem ſie dann jene alten chriſtlichen Grundſätze 
auf ihre Anſichten über das wahre Wort Gottes geltend machten, 
glaubten ſie zugleich die Pflicht zu haben, dieſelben mit ihrer 
Fürſtengewalt zu ſchützen. So entſtanden dann die großen Ver— 
wirrungen und Kämpfe in Deutſchlaud, welche endlich nach den 
ſchwerſten Leiden zu der Ueberzeugung führten, daß, ſo wahr 
jene Grundſätze über die Pflicht des Staates die wahre Religion 
zu ſchützen, an ſich ſind, ſie doch die Uebereinſtimmung eines 
Volkes in der Religion vorausſetzen, und deßhalb in Deutſchland 
nicht zur Anwendung kommen können, bis zur Wiedervereinigung 
im Glauben. 

Die verhängnißvolle große Spaltung innerhalb des deutſchen 
Volkes kann nicht durch Staatsgewalt, nicht durch Staatsgeſetze und 
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nicht durch das Schwert entſchieden werden, ſondern nur durch Got— 
tes Gnade, durch freie Selbſtbeſtimmung, und folglich durch redliche 
Anerkennung freier Religionsübung ſeitens des Staates, nament— 
lich für die alten chriſtlichen Confeſſionen und die „Zugehörun— 
gen“ der Religion, ohne welche die „freie Religionsübung“ nur 
leerer Schein iſt. Deßhalb erklärt der Weſtphäliſche Frieden, 
daß ſeine Beſtimmungen über den Religionsfrieden Geltung ha— 
ben ſollen, „bis beide Theile durch Gottes Gnade in der Reli— 
gion ſich wieder geeinigt haben.“ Damit iſt die innere Wahrheit 
jener Grundſätze durchaus nicht geleugnet, ſondern nur ihre Anwend— 
barkeit in Deutſchland für jetzt ausgeſchloſſen; und zwar, nicht bis 
der eine oder andere Theil größere Gewalt hat, ſondern bis wir 
uns wieder im Glauben durch freie Unterwerfung geeinigt haben. 
Es iſt deßhalb ebenſo ungerechtfertigt, wenn uns jener Grund-, 
ſätze wegen, die eigentlich alle gläubigen Chriſten in allen Zeiten 
und Ländern anerkannt haben und anerkennen müſſen, von unſern 
Gegnern der Schein beigelegt wird, daß wir ihretwegen keine 
wahre aufrichtige bürgerliche Duldung verſchiedener Religionsbe⸗ 
kenntniſſe üben könnten; als wir es auch tadeln müſſen, wenn Ka— 
tholiken dieſelben in einer ſolchen Weiſe beſprechen, daß dadurch 
Mißverſtändniſſe entſtehen, und der Schein veranlaßt wird, als ob 
wir, nach unſern katholiſchen Grundſätzen, keine wahre und volle 
Parität bis zur Rückkehr der vollen Einheit im Glauben anerkennen 
könnten. Beides iſt tadelnswerth. Der Weſtphäliſche Frieden iſt 
mit dem ſehr wohlbedachten Zuſatz geſchloſſen, bis wir im 
Glauben wieder einig ſind. Damit iſt von Katholiken 
und Proteſtanten zu jener Zeit anerkannt, daß ſeine Beſtimmun— 
gen gewiſſermaßen proviſoriſche ſind, und nicht für immer als 
das höchſte Ideal des Verhältniſſes zwiſchen Kirche und Staat 
gelten ſollen. Wenn die Glaubenseinigkeit durch Gottes Barm— 
herzigkeit wieder eintreten ſollte, jo würde das deutſche Volk ge— 
wiß wieder ſeine bürgerlichen und ſtaatlichen Einrichtungen in— 
niger mit der Kirche verbinden, als es in paritätiſchen Staaten 
möglich iſt. Ob dieſe glückliche Zeit je wiederkehren wird, liegt 
in Gottes Rathſchlüſſen verborgen; ſo lange aber dieſe unſelige 
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Spaltung dauert, und bis ſie durch freie innere Ueberzeugung 
gehoben wird, dürfen wir nicht nur nach unſeren Grundſätzen 
die volle Parität wahren, ſondern wir müſſen es. Wir ſind daher 
verpflichtet, auf jeden äußerlichen ſtaatlichen Zwang in Religions⸗ 
ſachen, den berechtigten chriſtlichen Confeſſionen gegenüber, voll— 
ſtändig und ehrlich zu verzichten. 


IX. Ich glaube nun in Vorſtehendem bewieſen zu haben, 
was ich im Eingange nachzuweiſen verſprochen habe, daß näm⸗ 
lich die proteſtantiſchen Regierungen und proteſtantiſche Majori— 
täten im deutſchen Reichstage und in den Landtagen, durch Gel— 
tendmachung des Rechtes der Mehrheit der Stimmen in Reli— 
gionsangelegenheiten, alle die Grundſätze verletzt haben, welche 
von den proteſtantiſchen Reichsſtänden als Minorität im deutſchen - 
Reiche gegen den Kaiſer und ihre katholiſchen Mitſtände aufge- 
ſtellt worden ſind. Alles, was dagegen geſagt werden mag, theils 
weil der Weſtphäliſche Religionsfrieden hauptſächlich auf die Reichs- 
ſtände ſich bezogen habe, theils weil der moderne Staat und die 
conſtitutionellen Verſammlungen ſich weſentlich von dem Reiche und 
der reichsſtändiſchen Verfaſſung unterſcheide, iſt wie wir ausge⸗ 
ührt vollkommen nichtig. Was damals als Recht eines Reichs- 
ſtandes in Religionsangelegenheiten geltend gemacht wurde, iſt 
nach den veränderten Rechtsverhältniſſen jetzt das Recht eines 
jeden deutſchen Mannes, und was dem Reichstage gegenüber für 
die proteſtantiſchen Reichsfürſten vernünftig und billig war, das 
iſt auch den modernen conſtitutionellen Verſammlungen gegenüber 
für jeden Deutſchen vernünftig und billig. 

Durch die Majoritätsabſtimmungen in Religionsſachen ift 
daher der Religionsfriede, welcher zwiſchen Katholiken und Pro⸗ 
teſtanten in Paſſau, Regensburg und insbeſondere im Weſtphä— 
liſchen Frieden vertragsmäßig geſchloſſen worden iſt, gebrochen, und 
zwar in um ſo ſchreienderer Weiſe, je kleiner die Minoritäten ſind, 
welche dieſer Vergewaltigung in Religions- und Gewiſſensſachen 
gegenüberſtehen. Wie ungünſtig die Verhältniſſe in dieſer Hin⸗ 
ſicht in manchen Gegenden Deutſchlands ſind, davon liefert das 
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Großherzogthum Heſſen den klarſten Beweis. In unſerm Lande 
wohnen die Katholiken ſo zerſtreut unter den Proteſtanten, und 
überdieß ſind die Wahlbezirke in einer ſolchen Weiſe eingetheilt, 
daß die Katholiken, obwohl ſie der Zahl nach faſt ein Drittel der 
Geſammtbevölkerung ausmachen, in der zweiten Kammer faſt 
gar keine Vertretung haben. Das Höchſte, was wir erreichen 
können, ſind 3 bis 4 unter 50 Vertretern. Auch in der erſten 
Kammer iſt die große Majorität bei den Proteſtanten. In der 
Regierung endlich iſt die katholiſche Kirche in allen höheren Krei— 
ſen auch nicht mit einer einzigen Stimme vertreten. Während 
die proteſtantiſchen Reichsſtände zur Zeit des Weſtphäliſchen 
Friedens von dem Grundſatze ausgingen, daß nach den Begriffen 
wahrer Parität alle Reichsbehörden, ſelbſt wenn ſie über nicht 
kirchliche Angelegenheiten verhandelten, zu gleichen Theilen aus 
beiden Confeſſionen beſetzt ſein mußten, ſo ruht jetzt die ganze 
Staatsgewalt in den meiſten Ländern mit proteſtantiſcher Re— 
gierung in allen ihren Factoren in ſolchem Umfange in der 
Hand der einen Confeſſion, daß wir Katholiken faſt feine Vers 
tretung mehr haben. Wenn nun unter ſolchen Umſtänden alle 
Kirchenſachen, im Widerſpruch mit dem Weſtphäliſchen Frieden, 
von proteſtantiſchen Regierungen und proteſtantiſchen Majori— 
täten der Reichs- und Landtage entſchieden werden, jo hangen 
wir in Deutſchland mit unſerm Glauben und Gewiſſen von der 
Willkür unſerer Gegner ab. 

Zur Kennzeichnung des Geiſtes, der jetzt im deutſchen Reiche 
über religiöſe Duldung und Freiheit herrſcht, mag noch aus— 
drücklich hier hervorgehoben werden, daß in keinem conſtitutio— 
nellen Staate Europas, in welchem die Katholiken die Majorität 
haben, bisher die ae der Proteſtanten den 
Majoritätsbeſchlüſ ſſen in ähnlicher Weiſe und in ähnlicher Aus— 
dehnung unterworfen worden ſind, wie in den proteſtantiſchen 
Staaten Deutſchlands. Insbeſondere aber haben weder in Oe— 
ſterreich, noch in Baiern, weder in Frankreich, noch in Belgien, 
noch ſelbſt in Italien je katholiſche Majoritäten ähnliche Discuf- 
ſionen und ähnliche Ausfälle gegen die Proteſtanten geduldet, 


wie ſie von den proteſtantiſchen Majoritäten gegen die Katholiken 
in den deutſchen Staaten bei jeder Gelegenheit geführt werden 
und bereits herkömmlich geworden ſind. Das zeigt weder höhere 
Bildung, von der man ſo gern redet, noch Toleranz und 
Achtung der religiöſen Ueberzeugung Anderer, 

Wir Katholiken unterwerfen uns aus freier Ueberzeugung, 
unſeres Gewiſſens wegen, in Religionsſachen einer kirchlichen 
Autorität, in der wir eine göttliche Einrichtung und An— 
ordnung erkennen. Man mag dieſe Annahme einer göttlichen Stif— 
tung der Kirche nicht theilen; aber man darf die Unterwerfung unter 
dieſelbe nicht für unvernünftig erklären, ſo lange wir an dieſem 
Glauben feſthalten. Nichts iſt aber einem Katholiken inner: 
träglicher, als der Gedanke, ſich in Religionsſachen rein menſch— 
lichen Autoritäten zu unterwerfen. Die Proteſtanten haben da- 
gegen, vom Beginn der Reformation bis zur Periode der Auf— 
klärung in Religionsſachen, ja ſelbſt in Glaubensſachen von ihren 
Fürſten ſich leiten laſſen. So entſtand der verwerfliche Grund— 
ſatz eujus regio ejns religio, das heißt: Jeder iſt verpflichtet, die 
Religion anzunehmen, die der Landesfürſt bekennt. Auch die 
Proteſtanten haben ihn, ſeit dem Beginn der Aufklärung, ver⸗ 
laſſen und großentheils zugleich nicht nur der weltlichen Autorität 
ihrer Landesfürſten, ſondern jeder Autorität in Religionsſachen 
entſagt. Die Majoritätsbeſchlüſſe conſtitutioneller Verſammlungen 
in Religionsſachen ſind aber im Grunde eine Rückkehr zu 
dem Princip, cujus regio ejus religio, bei dem nur an die 
Stelle proteſtantiſcher Fürſten, proteſtantiſche Regierungen und 
droteſtantiſche Kammermajoritäten getreten find. Der oft erwähnte 
Vorwand, daß das, was die modernen Geſetze behandeln, im 
Grunde keine Religionsſachen find, kann nur von jenen gemacht. 
werden, welchen der Begriff Religion ein inhaltloſes Ding iſt. 
Gegen die Wiedereinführung jenes ſcheußlichen Princips in einer 
neuen Form muß aber das Gewiſſen des deutſchen Volkes ſich 
empören. Das wäre in der That eine Sklaverei des Gewiſſens, 
die wir nicht zu ertragen brauchen und nicht ertragen Sulz 
ohne unſerer Menſchenwürde zu entſagen. 


re 


Die Wiedereinführung der Competenz der Majoritäten in 
Religionsſachen iſt daher überaus verderblich, und führt uus 
wieder in die alten Religionskämpfe zurück, welche Deutſch— 
land an den Rand des Abgrundes gebracht haben. Da gibt 
es nur zwei Wege, welche eingeſchlagen werden können; ent— 
weder Rückkehr zu dem alten großen Friedensprincip, daß jeder 
Religionstheil ſeine Religionsſachen für ſich abzumachen hat; daß 
keine Majorität des einen Theiles über die Religionsſachen des 
andern entſcheiden darf; daß aber Conflicte durch friedlichen Aus— 
trag und freundliche Verſtändigung ausgeglichen werden müſſen: 
alſo Rückkehr zu den Grundlagen des alten Religionsfriedens, 
oder ein Vernichtungskampf gegen den katholiſchen Glauben, und 
die auf demſelben ruhende katholiſche Kirchenverfaſſung durch 
proteſtantiſche Regierungen und proteſtantiſche Kammermajoritäten, 
in Verbindung mit dem Judenthum und mit abgefallenen Ka— 
tholiken, welche gleichfalls, im Widerſpruch mit allem Rechte und 
allen herkömmlichen Begriffen, von denſelben Regierungen und 
Majoritäten, der Kirche als Mitglieder aufgezwungen werden. 
Wie wenig aber dieſer Weg zum Ziele führt, das haben die 
Verfolgungen der Chriſten im Laufe der Geſchichte genügend be— 
wieſen. 8 

Möchten daher alle, die unſer deutſches Vaterland lieben, 
ſich in dem Beſtreben vereinigen, die Religionsſachen im ehr— 
lichen alten Sinne des Wortes wieder den berechtigten Con— 
feſſionen ſelbſt zu überlaſſen, und ſie aus den Verhandlungen des 
Reichstages und der Landtage zu entfernen. Das wäre ein 
wahrhaft patriotiſches Werk, welches, nach dem Zeugniß der 
deutſchen Geſchichte, unſerm Vaterlande mehr zum Heile gereichen 
würde, als jede Vermehrung der äußern Gewalt. Die Worte 
Niebuhrs in dem Schreiben vom 6. Sept. 1819 an die Genfer 
Regierung: „Möge ſich nunmehr Euere Regierung 
von einer unbeſtrittenen Wahrheit durchdringen 
haſſen, nämlich von dieſer, daß, um aus Katholiken 
gute Bürger zu machen, eine proteſtantiſche Re— 
gierung ſie katholiſch ſein laſſen muß, ſo wie ſie 


„ 


es wol 0 n,“ ſprechen nach beiden Religionstheilen hin eine Wahre 
heit aus, welche eine deutſche Regierung ohne die tiefſte Schä— 
digung aller ſtaatlichen und bürgerlichen Verhältniſſe, nicht ver— 
letzen kann. Die Religion wird der Menſchheit, trotz aller au- 
genblicklichen religionsloſen Zeitſtrömungen, immer das Höchſte 
und Theuerſte ſein und bleiben, und die volle und freie Uebung 
derſelben, nach unſerm Glauben und nach unſerm Gewilfen, 
kann uns durch keine Macht und Größe des wo. erſetzt 
werden. 


Möchten alſo, das iſt unſer ſehnlichſter Wunſch, den uns 
treue Liebe zu unſerm deutſchen Vaterlande eingibt, möchten Ka— 
tholiken und Proteſtanten, — im Hinblick auf die immer wachſende 
Erbitterung der Gemüther in dieſem unſeligen Culturkampf; im 
Hinblick darauf, daß er nicht nur die Religion tief beſchädigt, 
ſondern auch alle bürgerliche Freiheit zu vernichten droht; daß er 
der wahre Grund der Unſicherheit aller Verhältniſſe nach Innen 
und nach Außen iſt; daß er im Innern die ganze Erwerbs— 
thätigkeit, welche nur im ſichern Frieden gedeiht, ſtört und da— 
durch den materiellen Wohlſtand verletzt; daß er nach Außen 
hin, im Falle eines Krieges, die Kraft Deutſchlands weſentlich 
beinträchtigt !); daß er endlich der wahre Grund jener er— 
drückenden Laſten an Geld und Menſchenkraft iſt, welche nur 
deßhalb dem Volke auferlegt werden, um Gefahren abzuwenden, 
die man ſelbſt heraufbeſchworen hat, die aber ein innerlich ge— 
einigtes Deutſchland nicht kennen würde, — möchten, im Hinblick 
auf alle dieſe ſchweren Uebel, Katholiken und Proteſtanten, wie 
einſt unſere Voreltern, ſich zum Frieden wieder die Hand rei— 
chen, und zwar 5 der alten Grundlage des Weſtphäliſchen 


1) Wenn man in perfider Weise, nach herkömmlicher Art, dieſe Worte 
in dem Sinne auslegen würde, als ob ich damit auf Verbindungen mit dem 
Auslande hindeuten wollte, ſo kann mich das nicht hindern die Wahrheit 
auszusprechen, daß Deutſchlands Kraft durch den Culturkampf unermeßlich 
beſchädigt wird. 


Friedens, bis Gott durch feine Gnade im Glauben uns wieder 
vereinigt !). 


1) Mit folgenden Worten ſchließt Meiern ſein Werk (B. 6. S. 1019) 
über die Verhandlungen des Weſtphäliſchen Friedens. „So große Ur: 
ſache nun das geſammte deutſche Reich und Vaterland hat, dieſen Friedens- 
ſchluß, wodurch die Religion und der Staat in demſelben zu einer beſtändigen 
Ordnung, Sicherheit und Ruhe iſt erhoben worden, als ein göttliches Gna⸗ 
dengeſchenk zu verehren, auch ſelbigen als das heiligſte Geſetz und Grundveſte 
ſeiner äußerlichen Glückſeligkeit anzuſehen; ſo gegründet iſt auch die Pflicht 
und Schuldigkeit eines jeden patriotiſch geſinnten Deutſchen, den Zweck ſeiner 
Wünſche darinnen beſtehen zu laſſen, daß nie ein Titel oder Buchſtabe von 
dieſem herrlichen Geſetz vergehen, ſondern Gerechtigkeit und Friede beſtändig 
an den Thoren des Friedenstempels ſich küſſen mögen, bis an den Schluß 
der Tage und aller Zeiten Ende.“ 


In gleichem Verlage ſind folgende Schriften des Hochwür⸗ 
digſten Herrn 


U. E. Seeiheren von Ketteler. 


Biſchof von Mainz 
erſchienen: 


Das Recht und der Rechtsſchutz der katholiſchen Kirche in 
Deutſchland, mit beſonderer Rückſicht auf die Forderungen des 
Oberrheiniſchen Epiſkopates und den gegenwärtigen kirchlichen 
Conflict. Fünfte Auflage. gr. 8. geh. 60 Pf. 

Der Religionsunterricht in der Volksſchule. Ein Hirtenbrief. 
I Pf. | 

Des Chriſten Glaube und Troſt bei den gegenwärtigen An⸗ 
griffen auf die Kirche und ihr Oberhaupt. Ein Hirtenbrief 
beim Aufange der Faſtenzeit. gr. 8. geh. 40 Pf. 

Soll die Kirche allein rechtlos ſein? Ein Mahn⸗ und Hirten⸗ 
wort an die Gläubigen der Diöceſe Mainz, zugleich eine Ab— 
wehr ungerechter Anſchuldigungen. Zweite Auflage. gr. 8. 
20 Pf. . f 

Freiheit, Autorität und Kirche. Erörterungen über die großen 
Probleme der Gegenwart. Vierte Auflage. (Veliu.) gr. 8 
geh. 2 Mark. g 

— Daſſelbe Siebente Aufl. Volksausg. gr. 8. geh. 50 Pf. 

Kann ein gläubiger Chriſt Freimaurer ſein? Antwort an 

den Herrn D. R. Seydel, Privatdocenten der Philoſophie 
zu Leipzig. Fünfte Auflage. gr. 8. geh. 75 Pf. 

Deutſchland nach dem Kriege von 1866. Sechſte Auflage. 
geh. 3 Mark. 

Die gegenwärtige Lage des heiligen Vaters. gr. 8. geh. 
20 Pf. 

Das Recht der Domcapitel und das Veto der Regierungen bei 
deu Biſchofswahlen in Preußen und der oberrheiniſchen Kir— 
chenprovinz. gr. 8. 50 Pf. 


* 


Das allgemeine Concil und feine Bedeutung für unſere Zeit. 
Fünfte Auflage. gr. 8. geh. 75 Pf. 

Die Minorität auf dem Concil. Antwort auf Lord Aetons 
Sendſchreiben an einen deutſchen Biſchof des vatieaniſchen Con⸗ 
er Sehe 25 Pf. 

Die Gewaltthat gegen den Heiligen Vater und die Anliegen un⸗ 
ſeres Vaterlandes. Hirtenbrief. gr. 8. geh. 10 Pf. 

Das unfehlbare Lehramt des Papſtes nach der Entſcheidung des 
vaticaniſchen Concils. gr. 8. geh. 1 Mark. 

Liberalismus, Socialismus und Chriſtenthum. Rede, gehalten 
auf der XXI. General-Verſammlung der- 1 chen Vereine 
Deutſchlands. gr. 8. geh. 25 Pf. 

Die Centrumsfraction auf dem erſten deutſchen Reichstage. 
Dritte Auflage. gr. 8. geh. 1 Mark 50 Pf. 

Das N) vom 4. Juli 1872, betreffend den Orden der 
Geſellſchaft Jeſu und die Ausführungsmaßregeln dieſes Ge— 
ſetzes. Vierte Auflage. gr. 8. geh. 10 Pf. | 

Die Katholiken im deutſchen Reiche. Entwurf zu einem poli⸗ 
tiſchen Programm. Vierte Auflage. gr. 8. geh. 1 Mark 
50 Pf. ö 

Die preußiſchen Geſetzentwürfe über die Stellung der Kirche 
ee e Saneh. 95 ke 


Die Anſchanungen des Cultusminiſters Herrn Dr. Falk über 
die katholiſche Kirche nach deſſen Rede vom 10. December 1873. 
gr. 8. geh. 30 Pf. 

Kaun ein Jefuit von feinem Obern zu einer Sünde verpflich⸗ 
tet werden? Correſpondenz mit dem Großherzoglich Heſſiſchen 
Miniſterium des Innern Freiherrn von Starck. gr. 8. geh. 
50 Pf. 

Der Culturkampf gegen die katholiſche Kirche und die neuen 
Kirchengeſetzentwürfe für Heſſen. Dritte Aufl. 8. geh. 60 Pf. 

Worte der Belehrung und Ermahnung au alle chriſtlichen El⸗ 
tern über ihre Pflichten bei der Vorbereitung ihrer Kinder zur 
erſten heiligen Communion. 8. geh. 40 Pf. 


In gleichem Verlage find erſchienen: 


Brennende Feage n. 
Von 2 
Bilhelm Molitor. 
80. geh. Preis 3 Mark. 
Eine anſprechende, für gebildete katholiſche Kreiſe berechnete Darſtellung der 
wichtigſten Zeitfragen über das Verhältniß des Staates zur Kirche. 


Gegenüber den weit verbreiteten Irrthümeru, welche auf dieſem Gebiete herrſchen, 
kann die intereſſaute Schrift nicht genug empfohlen werden 


Das christliche eben, 


Bon 
Dr. Conrad Martin, 
Biſchof von Paderborn. 
80. 22 Bogen geh. Preis 3 Mk. (Unter Kreuzband fraueo 3 Mk. 20 Pf.) 

Die unfreiwillige Einſamkeit, zu welcher der Hochw. Herr Biſchof Martin im 
Kreisgefängniſſe zu Paderborn verurtheilt war, gab ihm die Muße, vorſtehende Schrift 
in demſelben auszuarbeiten und abzuſchließen, bei welcher Arbeit der Herr Verſaſſer, 
nach der Vorrede des Buches, reichlichen Troſt und Stärke empfangen, ſo daß ſchon 
dieſer Umſtand hinreichen wird, das Buch allen wahren Freunden 
der katholiſchen Kirche und ihres verfolgten Epiſeopates sauf das 
Wärmſte zu empfehlen. 


Kämpfe und Siege der Kirche 
Gottes Strafgerichte 


0 ; . über 8 
die Chriſten⸗ und Kirchenverfolger von König Herodes dem Großen 
an bis auf Kaiſer Napoleon III. 


von 
Sirmianus Cactantius. a 
Zweite Auflage. 80. geh. 32 Bogen. 3 Mark 50 Pfg. 
Der Magyar Sion, die bedeutendſte ungariſche katholiſche Zeitſchrift, 
äußert ſich im Aprilhefte 1873 über vorſtehendes Werk wie folgt: 
„Viele lernen Geſchichte, aber Wenige lernen daraus, da fie in der Reihen⸗ 
folge der Ereigniſſe nichts ſehen, als die Entwickelungsſtufen der Nationen, 
und in denſelben die Oekonomie der lenkenden Hand Gottes nicht wahrnehmen. 
Nun das obige Buch ift eine Lehre, gezogen aus der Geſchichte einer 2000⸗ 
jährigen Geſellſchaft, deren Kämpfe und Siege gewiſſermaßen den Mittelpunkt 
der Welt bilden; es iſt eine Lehre, welche zugleich tröſtet und erſchüttert, 
aufrichtet und niederdrückt. Oder gibt es etwas Troſtreicheres, als den An 
blick, wie tauſendjährige Stürme an dem Felſen (der Kirche) nur deßhalb 
wühlen, um mit unauslöſchlicher Schrift die Worte einzuprägen: »Non prae- 
valebunt?« u. |. w. 
un die Anſchaffung dieſes zeitgemäßen Volksbuches zu erleichtern, 
kaun ſolches auch in vier Lieferungen A 90 Neichspfeunige bezogen werden. 


